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Vorwort

Die vorgelegte Schrift behandelt „Personenmehrheiten“, die in der Lebenswirk-
lichkeit qualitativ heterogen und quantitativ in großer Zahl vorhanden sind. Die-
sem tatsächlichen Befund scheint die häufig angenommene individualrechtliche
Prägung der Rechtsordnung und des Staat-Bürger-Verhältnisses zu widerspre-
chen. Diesem Eindruck wird in der Schrift entgegengetreten. Es wird gezeigt, dass
das Staat-„Bürger“-Verhältnis überindividualbezogenen Erweiterungen zugäng-
lich und deshalb eine Einordnung von „Personenmehrheiten“ in dieses möglich ist.
Diese Schrift wurde im Sommersemester 2020 fertiggestellt und im Winter-

semester 2020/21 von der Juristischen Fakultät der Ludwig-Maximilians-Univer-
sitätMünchen als Habilitationsschrift angenommen. Lehrstuhlvertretungen, Pub-
likationsprojekte und bedauerlicherweise auch die Tücken der Technik (Literatur-
verwaltungsprogramm) haben die Veröffentlichung verzögert. Änderungen des
Rechts sowie Neuauflagen zitierter Werke wurden bis einschließlich 2023 berück-
sichtigt. Punktuell wurden neue Gerichtsentscheidungen und Literaturquellen
eingearbeitet.
Besonderen Dank schulde ich den beiden Gutachtern. Entgegen der chronolo-

gischen Reihenfolge der Gutachtenerstellung nenne ich zuerst Herrn Professor Dr.
Moris Lehner, weil er mir durch die Möglichkeit zur Mitarbeit an seinem Lehr-
stuhl den Weg ins Habilitationsverfahren bereitet hat. Auch nach seiner Verset-
zung in den Ruhestand stand und steht er stets als Ratgeber undMutmacher bereit
und erstellte in kurzer Frist das Zweitgutachten. Dafür und für viele hilfreiche
Erfahrungen, die ich während meiner Zeit an seinem Lehrstuhl machen durfte,
danke ich herzlich. Ebenso herzlich danke ich seinemNachfolger, Herrn Professor
Dr. Klaus-Dieter Drüen, der nicht nur den Lehrstuhl, sondern auch mich als Mit-
arbeiter und „Schüler“ übernommen hat. Ich weiß es sehr zu schätzen, dass ich an
seinem Lehrstuhl wie unter seinem Vorgänger über viele Jahre vielfältige Förde-
rung erfahren und viele Freiräume eingeräumt bekommen habe, um diese Schrift
abzuschließen und andere Vorhaben zu verwirklichen. Trotz vieler Aufgaben hat
er nicht nur das Erstgutachten kurzfristig erstellt, sondern er stand und steht stets
als kompetenter Gesprächspartner und Ratgeber sowie als Förderer zur Verfü-
gung.
Danken möchte ich ferner Herrn Professor Dr. Martin Burgi, der mich als das-

jenige Mitglied des Fachmentorats ohne steuerrechtlichen Hintergrund dabei un-
terstützt hat, ein öffentlich-rechtliches Profil zu bilden. Aufgrund der Vielzahl
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von Kolleginnen und Kollegen sowie studentischen Hilfskräften während meiner
Zeit am Lehrstuhl ist es mir nicht möglich, alle namentlich zu nennen. Ungeachtet
dessen bin ich sehr dankbar für die jahrelange und vielfältige Unterstützung, die
mir die Erstellung dieser Schrift erleichtert hat. Schließlich danke ich dem Verlag
Mohr Siebeck, insbesondere der ProgrammleiterinÖffentlichesRecht FrauDaniela
Taudt, für die Aufnahme der Schrift in die Reihe „Ius Publicum“.

München, im Juli 2024 Daniel Dürrschmidt
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Einleitung

A. Problemstellung

„Menschen“ („natürliche Personen“) sind als Individuum wichtige Akteure in der
Lebenswirklichkeit. Als „Person“1werden sie zum Rechtssubjekt2 und damit auch
zum Adressaten rechtlicher Regelungen. Im Staatswesen haben sie als „Bürger“3

eine herausgehobene Stellung, weil dieser „den Staat legitimiert, im Staat eigene
Rechte hat, mitwirkungsberechtigt ist und sich an der politischen und der Staats-
willensbildung aktiv beteiligt“4. Das Verhältnis von „Menschen“ als „Bürger“ zum
Staat („Staat-Bürger-Verhältnis“5) ist komplex. Rechte, aber auch Pflichten6 erge-

1 Zum Begriff der „Person“ einschließlich seiner rechtlichen Relevanz s. Kapitel 1 B.
2 Vgl. Jellinek, System, 2.Aufl., 1905, Nachdruck 1963, S. 28; Kirchhof, in: Flick (Hrsg.), Das

demographische Problem als Gefahr für Rechtskultur und Wirtschaft, 2010, S. 81 (85); Klein, in:
Klein/Menke (Hrsg.), Der Mensch als Person und Rechtsperson, 2011, S. 9 (10); Marauhn, in:
Klein/Menke (Hrsg.), Der Mensch als Person und Rechtsperson, 2011, S. 89 (89); Palm, Person,
2013, S. 109; Scholz, Koalitionsfreiheit, 1971, S. 75f., 106; Selkälä/Rajavuori, GLJ 18 (2017), 1017
(1018); Stern, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR, Band IX, 3.Aufl., 2011, § 184, Rn. 1; ferner
Campagna, in: Hilgendorf/Joerden (Hrsg.), Rechtsphilosophie, 2.Aufl., 2021, S. 410 (411);
Nawata, in: Campell/Moffat/Sato/Varga (Hrsg.), Biotechnologie, Ethik und Recht im wissen-
schaftlichen Zeitalter, 1991, S. 108 (108); Quante, Person, 2012, S. 4; Schaefer, in: Gröschner/
Kirste/Lembcke (Hrsg.), Person und Rechtsperson, 2015, S. 245 (252); zum seiner Meinung nach
vorhandenen Unterschied von „Rechtsperson“ und „Rechtssubjekt“ s.Denninger, Rechtsperson,
1967, S. 229ff.; zum Unterschied der Begriffe „Mensch“ und „Individuum“ einerseits und „Per-
son“ andererseits s. Auer, in: Gröschner/Kirste/Lembcke (Hrsg.), Person und Rechtsperson,
2015, S. 81 (81); Schaefer, in: Gröschner/Kirste/Lembcke (Hrsg.), Person und Rechtsperson, 2015,
S. 245 (249ff.); Wolff, Organschaft, Band1, 1933, Neudruck 1968, S. 128ff.; zur Garantie der
Rechtspersönlichkeit in internationalenMenschenrechtsverträgen s. Fassbender, in: Klein/Menke
(Hrsg.), Der Mensch als Person und Rechtsperson, 2011, S. 121 (121ff.); zum „Ausschluss aus der
Rechtsgemeinschaft“ s.Walter, in: Klein/Menke (Hrsg.), Der Mensch als Person und Rechtsper-
son, 2011, S. 203 (203ff.); zur Funktion des Begriffs der „Person“ als subjektiver Anknüpfungs-
punkt für rechtliche Regelungen s. Kapitel 1 B. II.

3 Zum Begriff des „Bürgers“ s. Kapitel 1 B. IV. 3. f). Der Begriff des „Bürgers“ wird hier ge-
schlechtsneutral verstanden. Auf die zusätzliche Nennung insbesondere der „Bürgerin“ wird aus
Gründen der besseren Lesbarkeit verzichtet. Dasselbe gilt entsprechend für andere Begriffe, ins-
besondere maskuline Substantive, für die es eine durch Motion bzw. Movierung gewonnene fe-
minine Ableitung (dazu Duden [Begr.], Rechtschreibung, 28.Aufl., 2020, Stichwörter „Motion“
und „Movierung“) gibt.

4 Vgl. Kirchhof, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR, BandXII, 3.Aufl., 2014, § 283, Rn. 1.
5 Zum Begriff des „Staat-Bürger-Verhältnisses“ s. Kapitel 1 D. II.
6 Vgl. Nawata, in: Campell/Moffat/Sato/Varga (Hrsg.), Biotechnologie, Ethik und Recht im
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ben sich aus Regelungen des einfachen öffentlichen Rechts und aus Vorgaben des
übergeordneten Rechts.
Neben „Menschen“ als (Einzel-)„Personen“ prägen auch „Personenmehrheiten“7

(oft auch: „Kollektive“8) die Realität9. Der Begriff der „Personenmehrheit“ ist in
der Untersuchung nicht rein rechtstechnisch zu verstehen, sondern unabhängig
von seiner rechtlichen Relevanz zunächst als Sammelbegriff für (Rechts-)Gebilde,
die aufgrund außerrechtlicher inhaltlicher Kriterien10 (wie der emotionalen Ver-
bundenheit als Grundlage des „Familienverbands“ oder gleichgerichteter oder ge-
meinsamer Interessen als Grundlage einer zivilrechtlichen „Gesellschaft“) inner-
halb der Gesamtheit der (Einzel-)„Personen“ abgegrenzt werden können11. Nur
„lose“ Verbindungen zwischen (Einzel-)„Personen“ wie bei sozialen Bewegun-
gen12 und emergenten menschlichen Verhaltensweisen („Schwärmen“)13 sind in
der Lebenswirklichkeit zwar sichtbar und mitunter einflussreich, jedoch begrün-
den sie mangels eines gewissen Grads an Verfestigung keine „Personenmehrheit“
im Sinne der Untersuchung14. „Personenmehrheiten“ sind heterogen strukturiert15

undwegen ihrer großenAnzahl undwichtigen Funktionen in zahlreichen Lebens-
bereichen in quantitativer und qualitativer Hinsicht von enormer faktischer Be-
deutung16. Dies dürfte Allgemeingut sein und für eine rechtswissenschaftliche

wissenschaftlichen Zeitalter, 1991, S. 108 (108); ferner Murach, Verwaltungsschuldrecht, 2002,
S. 52, speziell zum verwaltungsrechtlichen Schuldverhältnis.

7 ZumBegriff der „Personenmehrheit“ einschließlich seiner rechtlichenRelevanz s. Kapitel 1 C.
8 Vgl. Scholz, Koalitionsfreiheit, 1971, S. 122; zum Begriff s. Ricke, in: JuWissÖR (Hrsg.),

52. ATÖR, 2012, S. 143 (146).
9 Vgl. Jellinek, System, 2.Aufl., 1905, Nachdruck 1963, S. 28 („Das Leben des Menschen voll-

zieht sich in ununterbrochenen Beziehungen zu […] anderenMenschen“, was zur Entstehung von
„Personenmehrheiten“ führen kann); Scholz, Koalitionsfreiheit, 1971, S. 17 („Die heutige Gesell-
schaftsordnung […] setzt sich aus einem vielfältigen Beziehungsgeflecht von individualen, inter-
und überindividualen, gruppenmäßigen sowie verbandsförmigen Einheiten zusammen.“); allge-
meiner Volkmann, in: Merten/Papier (Hrsg.), HGR, Band II, 2006, § 32, Rn. 22 („Gemeinschaft
als faktisches Phänomen“).

10 Zu diesen s. Kapitel 1 C. V. 2. b).
11 S. Kapitel 1 C. I.
12 Speziell dazu s. Kapitel 1 F. IV. 4., unter Berücksichtigung von sozialen Bewegungen wie

„Fridays for Future“ und „Extinction Rebellion XR“ sowie neuerdings „Letzte Generation“.
13 Für Beispiele s. Kersten, RW 2012, 249 (249f.); Kersten, JuS 2014, 673 (674); Kersten,

ZfRSoz 37 (2017), 8 (17);Kersten, Schwarmdemokratie, 2017, S. 1 ff., der unterschiedliche Phäno-
mene menschlichen Sozialverhaltens im Begriff des „Schwarms“ zusammenfasst; Köhler/Korch
(Hrsg.), Schwärme, 2022, zu „Schwärmen“ in verschiedenen Bereichen des Zivilrechts; speziell
zur internetbasierten Kommunikation Ingold, Der Staat 53 (2014), 193 (193ff.).

14 Zum Begriff der „Personenmehrheit“ im Sinne der Untersuchung s. Kapitel 1 C. V.
15 Vgl. Funke, VVDStRL 82 (2023), 316 (316).
16 Sehr anschaulich Weick, in: Staudinger (Begr.), BGB, §§ 21–79 (Vereine), Einleitung zu

§§ 21ff. BGB, Rn. 6 (Neubearbeitung 2005) („Der Wunsch, sich zusammenzuschließen und
überindividuelle Vereinigungen zu gründen, ist ein Grundelement des sozialen Lebens. Es tritt
uns in allen Lebensbereichen entgegen: in Religion undWissenschaft, in der Politik, in der Wirt-
schaft sowie in Sport und anderen Freizeitbetätigungen; es hat in der Gegenwart in allen diesen
Gebieten zur Gründung zahlreicher Verbände geführt. Ebenso gehört zu jeder höheren Kultur
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Untersuchung keines empirischen Nachweises bedürfen17. Die Bedeutung zeigt
sich in besonderemMaße im privaten Bereich beimZusammenleben von „Menschen“
bzw. (Einzel-)„Personen“18 im „Familienverband“19 und im arbeitsteiligen20 und

das Bedürfnis, überindividuelle Organisationen zu schaffen, sei es in Anlehnung an Verbände –
heute auch oft in deren Rechtsformen – sei es in eigenen Formen, wie Anstalten und Stiftungen;
Letztere haben sich insbes im religiösen, wissenschaftlichen und fürsorgerischen Bereich entfal-
tet und spielen auch heute dort noch eine große Rolle. Gerade unter den technischen und ökono-
mischen Bedingungen unserer Zeit erscheint die überindividuelle Organisation, ja die Großorga-
nisation, ganz unverzichtbar.“); fernerHuber, in: v. Mangoldt/Klein/Starck (Begr.), GG, 7.Aufl.,
2018, Art. 19 GG, Rn. 225 (Art. 19 Abs. 3 GG ermöglicht die „Anpassung des Grundrechtsschut-
zes an die soziale Wirklichkeit, die die Grundrechtsberechtigten zunehmend dazu zwingt, ihre
grundrechtlich geschützten Interessen im Zusammenwirken mit anderen zu verwirklichen“;
ohneHervorhebung aus Original); Scheuner, VVDStRL 22 (1964), 1 (32) („in der modernenMas-
sendemokratie, die eine Gruppengesellschaft darstellt, längst von der Dreiheit: Staat – Gruppe –
Individuum auszugehen wäre“).

17 Dazu s. Kapitel 4 E. III. 2., auch mit (kurzen) Ausführungen zur Vorgehensweise hinsicht-
lich der Feststellung der faktischen Bedeutung von „Personenmehrheiten“ in der Lebenswirk-
lichkeit.

18 Allgemein zu „Abhängigkeiten und Hilfsbedürftigkeiten“ beim „Zusammenleben“ von
„Menschen“ s. Suhr, Gleiche Freiheit, 1988, S. 18.

19 Vgl.Kirchhof, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR, BandXII, 3.Aufl., 2014, § 283, Rn. 73ff.;
ferner Badura, in: Dürig/Herzog/Scholz (Begr.), GG, Art. 6 GG, Rn. 3 (Lfg. 86; 1/2019); Becker,
Individualbesteuerung, 1970, S. 28 („Zelle der menschlichen Gesellschaft in biologischer und
sittlicher Hinsicht“); Gerber, Rechte, 1852, Nachdruck 1913, S. 20 („Familien-Verbindungen“);
Jachmann, in: Mössner (Hrsg.), Zukunft der Familienbesteuerung, 2008, S. 28 (28); Schäfers, Ge-
genwartskunde. Zeitschrift für Gesellschaft, Wirtschaft, Politik und Bildung, Sonderheft 1979,
13 (20ff.).

20 Arbeitsteilung meint hier zunächst, dass innerhalb eines Unternehmens Arbeitsteilung
zwischen „Spezialisten“ erforderlich ist. Dazu s. Augsberg, in: Vesting/Korioth/Augsberg
(Hrsg.), Grundrechte als Phänomene kollektiver Ordnung, 2014, S. 161 (163) („Spezialisierung
und Arbeitsteilung“); Hoffmann-Riem, FS H. P. Ipsen, 1977, S. 385 (385) („Funktionen- und
Arbeitsteiligkeit prägen die Arbeitsabläufe und die Verwertungsprozesse.“); Scholz, Koalitions-
freiheit, 1971, S. 6 („[Abhängige] Arbeit [enthält] in der Realität zumeist ein mechanisches [‚ar-
beitsteiliges‘] Gruppenmoment.“). Sind die Mitglieder der ein Unternehmen lediglich tragenden
„Personenmehrheit“ unterschiedlich spezialisiert, kann auch insoweit Arbeitsteilung gegeben
sein. Vgl. Hoffmann-Riem, FS H. P. Ipsen, 1977, S. 385 (385) („Dies gilt auch für den innerorga-
nisatorischen Bereich von Betrieben und Unternehmen.“); Suhr, EuGRZ 1984, 529 (542). All-
gemein zur Arbeitsteiligkeit im Wirtschaftsleben s. BVerfG v. 1.3.1979 – 1 BvR 532/77 u.a.,
BVerfGE 50, 290 (362); Bethge, Grundrechtskollisionen, 1977, S. 327, 330, 365; Böckenförde,
Staat, 2.Aufl., 1992, S. 409; Freyer, FS C. Schmitt zum 70.Geburtstag, 3.Aufl., 1994, S. 63 (67);
Ridder, Ordnung, 1975, S. 95; Rupp, Wirtschaftsverfassung, 1974, S. 15f., mit dem Hinweis auf
das „hochkomplexe, extrem arbeitsteilige Sozialgeflecht gegenseitiger Angewiesenheit und Bin-
dung“ im Kontext von Überlegungen zur Bedeutung von Grundrechten über das Individuum
hinaus, freilich ohne spezifischen Bezug auf „Personenmehrheiten“; Rupp, AöR 101 (1976), 161
(164) („extrem arbeitsteilig“);Rupp, in: Merten/Papier (Hrsg.), HGR, Band II, 2006, § 36, Rn. 45;
Suhr, EuGRZ 1984, 529 (539); Weber, in: Reich (Hrsg.), Humanität und politische Verantwor-
tung, 1964, S. 279 (280) („arbeitsteilige Berufstätigkeit“). Daran ändert es nichts, dass beispiels-
weise „durch Bildschirmarbeitsplätze“, die neuerdings häufig sogar Fern-/Heimarbeitsplätze
sind, eine Vereinzelung im Arbeitsleben durch Reduzierung „sozialer Kontakte“ während der
eigentlichen Arbeitsabläufe eintreten kann. Zu diesem Aspekt s.Grimm, Zukunft, 2.Aufl., 1994,
S. 182f. Ungeachtet dessen kann Arbeitsteilung auch unternehmensübergreifend erfolgen. Vgl.
Nipperdey, Marktwirtschaft, 3.Aufl., 1965, S. 56, 64. Die Gesamtheit der „Unternehmer“ bildet
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in einigen Bereichen kapitalintensiven21 Wirtschaftsleben22 beim Zusammen-
schluss in zivilrechtlichen „Gesellschaften“23, aber auch im Rahmen der politi-
schen Willensbildung durch „Versammlungen“ und „Vereinigungen“. In „Perso-
nenmehrheiten“ können sich „Menschen zur Steigerung ihrer individuellen Kräfte
[…] zu Handlungseinheiten verbinden, um bestimmte Zwecke zu erreichen“24.
„Personenmehrheiten“ können wie zivilrechtliche „Gesellschaften“ aufgrund

keine „Personenmehrheit“. Zur fehlenden Eigenschaft eines so großen Personenkreises als „Per-
sonenmehrheit“ s. Kapitel 1 C. I. Allgemein zur Arbeitsteilung ohne besonderen Bezug zur
Wirtschaft s. Bayertz/Beck, in: Heidbrink/Langbehn/Loh (Hrsg.), Verantwortung, 2017, S. 133
(139); Lenk, in: Heidbrink/Langbehn/Loh (Hrsg.), Verantwortung, 2017, S. 57 (58) („hoch diffe-
renzierten Gesellschaften und handlungs- und arbeitsteiligen Gruppenzusammenhängen [z.T.
sehr vieler beteiligter Akteure und Betroffener]“), jeweils im Hinblick auf die Kategorie der
„Verantwortung“.

21 Vgl. Häberle, Wesensgehaltsgarantie, 3.Aufl., 1983, S. 378 („Eigentumsfreiheit heute viel-
fach erst über Gruppenbildung und Gruppenschutz ‚kollektiv‘ ‚erfüllt‘ [z.B. im Handels- und
Wirtschaftsrecht]“); Isensee, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR, Band IX, 3.Aufl., 2011, § 199,
Rn. 3;Weick, in: Staudinger (Begr.), BGB, §§ 21–79 (Vereine), Einleitung zu §§21ff. BGB, Rn. 61
(Neubearbeitung 2005); ferner Badura, Eigentum, 1972, T 9, der auf die „Assoziation und Kon-
zentration des Kapitals“ durch Kapitalgesellschaften hinweist, was manchmal auch Folge einer
gewissen Sinnhaftigkeit bzw. Notwendigkeit sein kann.

22 Vgl. Burgi, in: Kahl/Waldhoff/Walter (Hrsg.), BoK GG, Art. 12 Abs. 1 GG, Rn. 88, 102
(196. Aktualisierung; 2/2019) („großen und stetig wachsenden Vorkommens dieser Akteure in
der heutigen Realität des Wirtschaftslebens“ und „Gesellschaftsrecht, [das] der unternehmeri-
schen Betätigung jenes Maß an Leistungsfähigkeit vermittelt, das diese benötigt, um die […]
Funktionen beruflicher Betätigung überhaupt erst erfüllen zu können“); Krüper, VVDStRL 79
(2020), 43 (54) („Welt der Wirtschaft keine Welt paktierender Individuen, sondern eine Welt der
Korporationen“); Weick, in: Staudinger (Begr.), BGB, §§ 21–79 (Vereine), Einleitung zu §§ 21ff.
BGB, Rn. 6 (Neubearbeitung 2005) („Gerade unter den technischen und ökonomischen Bedin-
gungen unserer Zeit erscheint die überindividuelle Organisation, ja die Großorganisation, ganz
unverzichtbar.“); Wagner, VVDStRL 27 (1969), 47 (74f.) („Kapitalgesellschaften […] bestimmen
die Struktur unserer Wirtschaftsordnung“); ferner Suhr, Bewußtseinsverfassung, 1975, S. 354;
Suhr, Gleiche Freiheit, 1988, S. 20, mit dem Hinweis auf die „dichtgeflochtene Industriegesell-
schaft“ im Kontext von Überlegungen zur Bedeutung von Grundrechten über das Individuum
hinaus, allerdings ohne spezifischen Bezug auf „Personenmehrheiten“; Vesting/Korioth/Augs-
berg, in: Vesting/Korioth/Augsberg (Hrsg.), Grundrechte als Phänomene kollektiver Ordnung,
2014, S. 1 (6) („praktische Zwänge der Sozialität [in derWirtschaft […]]“); allgemein zur „Zusam-
menarbeit“ s.Mathiesen, in: Schmid/Schweikard (Hrsg.), Kollektive Intentionalität, 2009, S. 738
(738ff.).

23 Vgl. Kirchhof, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR, BandXII, 3.Aufl., 2014, § 283, Rn. 31;
ferner Isensee, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR, Band IX, 3.Aufl., 2011, § 199, Rn. 3, speziell
zu Kapitalgesellschaften im Wirtschaftsleben; Jellinek, System, 2.Aufl., 1905, Nachdruck 1963,
S. 92f., zu den „mannigfaltigen juristischen Gebilde[n] der Gesellschaft, der gesamten Hand, so-
wie der Körperschaft, die von den einzelnen zur Ergänzung ihrer isolierten Kräfte und Taten zur
besseren, sichereren, umfassenderen Befriedigung ihrer Interessen geschaffen werden“; Nipper-
dey, Marktwirtschaft, 3.Aufl., 1965, S. 51f., allgemein zur „freien Assoziation“ im Hinblick auf
die Vereinigungsfreiheit aus Art. 9 Abs. 1 GG.

24 Vgl. Quilisch, Versammlung, 1970, S. 139, speziell zu „Versammlungen“ im Sinne der Ver-
sammlungsfreiheit aus Art. 8 Abs. 1 GG und „Vereinigungen“ im Sinne der Vereinigungsfreiheit
aus Art. 9 Abs. 1 GG, wobei es sich insoweit um eine Gemeinsamkeit wohl vieler „Personen-
mehrheiten“ handeln dürfte.
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einer bewussten Entscheidung ihrer Mitglieder („künstlich“) gegründet werden,
aber auch wie „Familienverbände“25 oder andere Formen „kollektiven Zusammen-
wirkens“26 ein Stück27weit „vorfindlich“ („natürlich“) sein28. (Einzel-)„Personen“
sind dabei häufig Mitglied in einer Vielzahl von „Personenmehrheiten“ (z.B. Fa-
milie, Vereinigungen, Religionsgemeinschaft usw.)29.
Wegen ihrer faktischen Bedeutung in der Lebenswirklichkeit können und dür-

fen „Personenmehrheiten“ von der Rechtsordnung nicht ignoriert werden, um die-
se nicht einem „rechtsfreien“ Raum zuordnen zu müssen. Das vorhandene Spekt-
rum ihrer rechtlichen Relevanz reicht vom weitgehend unverbindlichen „Zusam-
menschluss“ von (Einzel-)„Personen“ (wie einer einmaligen „Versammlung“ im
Sinne des Versammlungsrechts bzw. der Versammlungsfreiheit aus Art. 8 Abs. 1
GG) über den vor allem imBinnenverhältnis rechtsverbindliche Rechte und Pflich-
ten begründenden Verbund von (Einzel-)„Personen“ (wie einem „Familienver-
band“ mit wechselseitigen Rechten und Pflichten seiner Mitglieder30) bis hin zur
rechtlichen Verselbständigung mehrerer (Einzel-)„Personen“ in einem eigenstän-
digen Rechtsträger (wie einer zivilrechtlichen „Gesellschaft“ im Verhältnis zu ih-
ren Mitgliedern und außenstehenden Rechtsträgern)31. Aufgrund ihrer faktischen

25 Vgl. Badura, in: Dürig/Herzog/Scholz (Begr.), GG, Art. 6 GG, Rn. 4 (Lfg. 86; 1/2019);
Burgi, in: Höfling (Hrsg.), BerlK GG, Art. 6 Abs. 1 GG, Rn. 17 (4. Erg.-Lfg.; IV/02) („Ehe und
Familie sind Phänomene der sozialen Lebenswirklichkeit“); Gerber, Rechte, 1852, Nachdruck
1913, S. 19f.; Häberle, Verfassungsschutz, 1984, S. 1 f. („[Ur]Verband“, „soziale Lebensgemein-
schaft“ und „vorgegeben“);Höfling, Grundrechtsinterpretation, 1987, S. 191; Küchenhoff, Staats-
recht, Allgemeiner Teil, 1951, S. 28f. („Naturereignis“); Scheffler, in: Bettermann/Nipperdey/
Scheuner (Hrsg.), Grundrechte, Band IV/1, 2.Aufl., 1972, S. 245 (249); Seiler, Grundzüge, 2008,
S. 21f. („Verantwortungsgemeinschaft Familie als vorrechtliche Verfassungsvoraussetzung“);
Smend, Verfassung, 1928, S. 17; ferner Grimm, in: Grimm (Hrsg.), Rechtswissenschaft und
Nachbarwissenschaften, Band1, 1976, S. 53 (56); allgemein zu „Lebensgemeinschaften“ Burgi,
in: Höfling (Hrsg.), BerlK GG, Art. 6 Abs. 1 GG, Rn. 43 (4. Erg.-Lfg.; IV/02).

26 Dazu könnten auch „Vereine und Versammlungen“ als „soziologisch verwandte Gebilde“
und „Urformen kollektiven Zusammenwirkens“ gehören. Vgl. Füßlein, in: Neumann/Nipper-
dey/Scheuner (Hrsg.), Grundrechte, Band II, 2.Aufl., 1968, S. 425 (426). Deren Begründung
hängt jedoch tatsächlich mehr von einer Entscheidung ab als die eines „Familienverbands“.

27 Aktuell sind„Familienverbände“ auch„vonderRechtsordnung, vor allemvomBürgerlichen
Recht, geprägt [und] rechtlich mitgeformt“. Vgl. Müller/Christensen, Methodik, 11.Aufl., 2013,
Rn. 46. Anders als die „Familie“ setzt die „Ehe“ auch einen Rechtsakt, nämlich zwei überein-
stimmendeWillenserklärungen (§ 1310 Abs. 1 S. 1 BGB), voraus. Vgl.Kloepfer, in: Merten/Papier
(Hrsg.), HGR, Band II, 2006, § 43, Rn. 74.

28 Zur Entstehung von „Gruppen“ („Personenmehrheiten“) s. Pettit, in: Schmid/Schweikard
(Hrsg.), Kollektive Intentionalität, 2009, S. 586 (599); allgemein zu „rechtlichen Gebilde[n]“, die
„unabhängig vom positiven Recht“ bestehen und „von ihm vorausgesetzt und benutzt“ werden s.
Reinach, Phänomenologie, 1953, S. 18.

29 Vgl. Funke, VVDStRL 82 (2023), 247 (248).
30 Vgl. Funke, VVDStRL 82 (2023), 247 (263; Fn. 54).
31 Vgl. Suhr, EuGRZ 1984, 529 (533), der im Rahmen seiner Überlegungen zur „Freiheit-

durch-andere“ am Ende des Spektrums mit den „loseren“ Formen auch „Spiel“, „Gespräch“ und
„Vertrag“ einbezieht; ferner Kelsen, Staatslehre, 1925, Nachdruck 1966, S. 66, der am anderen
Ende des Spektrums auch den „Staat“, den „Staatenverbund“ und die „Völkerrechtsgemein-
schaft“ erfasst; ähnlich weitgehend Volkmann, in: Merten/Papier (Hrsg.), HGR, Band II, 2006,
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Bedeutung in einer Vielzahl von Lebensbereichen sind „Personenmehrheiten“ in
ebenso vielen Rechtsbereichen32 relevant.
Die Gegenüberstellung der faktischen Bedeutung von „Personenmehrheiten“ in

der Lebenswirklichkeit einerseits und ihrer Verrechtlichung andererseits ist aus
zwei Gründen wichtig. Zum einen ist die Verrechtlichung – wie im Übrigen jede
rechtliche Regelung – rechtfertigungsbedürftig und auch hier nicht zwangsläufige
Folge einer bestimmten faktischenBedeutungdes zu regelnden Sachverhalts33. Zum
anderen kann sich die inhaltliche Ausgestaltung der „Verrechtlichung“ bei gleich-
bleibenden Fakten ändern. Ursache dafür kann unter anderem die „erhebliche Of-
fenheit“34, die „große inhaltliche Weite und Unbestimmtheit“35 sowie die „hoch-
gradige Konkretisierungsbedürftigkeit“36 inhaltsbeeinflussender37 verfassungs-
rechtlicherNormen sein, die „oft noch gar keinen fertigenMaßstab bereitstellen“38.
In der Folge kann sich der ihnen beigemessene Inhalt mit Auswirkungen auf die
Ausgestaltung des einfachen Rechts ändern, etwa im Falle einer sich wandelnden
Sensibilität hinsichtlich verfassungsrechtlicher Maßstäbe39 im Zusammenspiel mit
einer veränderten Wahrnehmung bzw. Bewertung der „Lebensverhältnisse“40. Im
Bereich von „Familienverbänden“41 wird dies deutlich bei der rechtlichen Behand-

§ 32, Rn. 30, teilweise unter Berufung auf Weber; dagegen sieht Häberle, ZHR 145 (1981), 473
(481) und Häberle, Wesensgehaltsgarantie, 3.Aufl., 1983, S. 376 das Ende dieser Seite des Spekt-
rums in Art. 19 Abs. 3 GG, der „die Gruppe selbst zum ‚Grundrechtsträger‘ erhebt“; zur „Un-
übersichtlichkeit“ s. Funke, VVDStRL 82 (2023), 247 (258).

32 Zur Bedeutung in ausgewählten Rechtsbereichen s. Kapitel 7 bis 11.
33 Zur gleichwohl bestehenden Relevanz der faktischen Bedeutung von „Personenmehrhei-

ten“ in der Lebenswirklichkeit für die Auslegung der Verfassung, insbesondere der Grundrechte,
s. Kapitel 4 E. III. 4.

34 Vgl.Höfling, Grundrechtsinterpretation, 1987, S. 47ff., 80ff., insbesondere zu den „Formu-
lierungen des Grundrechtskatalogs“, die jedoch auch bei anderen Verfassungsnormen wie Staats-
strukturmerkmalen und Staatszielbestimmungen feststellbar ist; ferner Hesse, in: Benda/Mai-
hofer/Vogel (Hrsg.), HVerfR, 1994, § 1, Rn. 15ff.; Hoffmann-Riem, Der Staat 43 (2004), 203
(207); Müller-Franken, FS Isensee, 2007, S. 229 (237); weiter Kirchhof, DRiZ 2019, 344 (345)
(„karge Normtexte“).

35 Vgl.Hesse, Grundzüge, 20.Aufl., 1999, Rn. 19.
36 Vgl. Grimm, Zukunft, 2.Aufl., 1994, S. 22; ferner Bumke, in: Hoffmann-Riem/Brandt/

Schuler-Harms (Hrsg.),OffeneRechtswissenschaft, 2010, S. 435 (444);Grimm, in:Grimm (Hrsg.),
Rechtswissenschaft und Nachbarwissenschaften, Band1, 1976, S. 53 (54) („beträchtliche Allge-
meinheit der Formulierung“);Häberle,Wesensgehaltsgarantie, 3.Aufl., 1983, S. 218, mit demHin-
weis auf den „Generalklauselcharakter“ und der „hieraus folgenden Konkretisierungsbedürftig-
keit“ als Grund für die „inhaltliche Elastizität von Grundrechten und Grundrechtsgrenzen“.

37 Dazu s. unten im Text und Kapitel 2 A., Kapitel 2 B. IV. 1. und Kapitel 2 B. VIII.
38 Vgl. Grimm, in: Grimm (Hrsg.), Rechtswissenschaft und Nachbarwissenschaften, Band1,

1976, S. 53 (56).
39 Zur Problematik des „Verfassungswandels“ s. Kapitel 4 E. III. 4. b) cc).
40 Allgemein dazu s. Hesse, Grundzüge, 20.Aufl., 1999, Rn. 23, 37; Smend, Verfassung, 1928,

S. 137; ferner Becker/Kersten, AöR 141 (2016), 1 (14) („Wertvorstellungen in der Bevölkerung“).
Von einer solchen Veränderung der Wahrnehmung bzw. Bewertung ist die allgemeine Relevanz
der Lebenswirklichkeit für die Auslegung der Verfassung zu unterscheiden. Dazu s. Kapitel 4 E.
III. 4., insbesondere zur faktischen Bedeutung von „Personenmehrheiten“.

41 Dazu s. Becker/Kersten, AöR 141 (2016), 1 (14) („Verfassungsinstitute und Verfassungsins-
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lung von gleichgeschlechtlichen Lebensgemeinschaften42. Diese konnten zunächst
hinsichtlich bestimmter Handlungen strafrechtliche Konsequenzen haben43, ohne
dass dies vom Bundesverfassungsgericht beanstandet wurde44. Später wurde für
diese Form menschlichen Zusammenlebens mit der „eingetragenen Lebenspart-
nerschaft“45 die Möglichkeit zivilrechtlicher Verfestigung geschaffen, die – nicht
zuletzt wegen verfassungsrechtlicher, insbesondere gleichheitsrechtlicher, Bin-
dungen46 – zumindest eine Annäherung47 an die zivilrechtliche Ehe herbeiführte,
die ursprünglich nur verschiedengeschlechtlichen Lebensgemeinschaften (§ 1353
Abs. 1 BGB a.F.) offen stand. In zentralen Bereichen des öffentlichen Rechts gab es
eine ähnliche Entwicklung. So wurden gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaf-
ten anerkannt, etwa im Sozialrecht als Bedarfsgemeinschaft48. Zudem wurden ein-

titutionen wie etwa […] Ehe und Familie […] aufgrund eines sozialen Kontextwandels normativ
[mit]verändern“).

42 Vgl. Prinz, FR 2010, 105 (113), in Bezug auf das vor Einführung von §2 Abs. 8 EStG be-
stehende (einfachrechtliche) Rechtsproblem der Erstreckung des steuerrechtlichen Ehegatten-
splittings (§ 32a Abs. 5 EStG) auf eingetragene Lebenspartnerschaften, das „zeigt, dass die realen
Lebensbedingungen und -zusammenhänge sichmittlerweile stark von denjenigen unterscheiden,
die 1958 zur Einführung des Ehegattensplittings geführt haben“.

43 Dazu s. § 175 StGB, dessen (letzte) Fassung vom 10.3.1987 durch Art. 1 Nr. 1 des Neunund-
zwanzigsten Strafrechtsänderungsgesetzes – §§ 175, 182 StGB (29. StrÄndG) vom 31.5.1994,
BGBl. I 1994, 1168 mit Wirkung vom 11.6.1994 aufgehoben wurde; § 175a StGB in der Fassung
vom 28.6.1935 war bereits durch Art. 1 Nr. 52 des Ersten Gesetzes zur Reform des Strafrechts
(1. StrRG) vom 25.6.1969, BGBl. I 1969, 645 mit Wirkung vom 1.9.1969 aufgehoben worden, wo-
bei wesentliche Inhalte im zunächst fortbestehenden §175 StGB geregelt wurden.

44 Vielmehr wurde vom Bundesverfassungsgericht die Anwendung von § 175 und §175a StGB
für verfassungskonform gehalten. Vgl. BVerfG v. 10.5.1957 – 1 BvR 550/52, BVerfGE 6, 389
(419ff.); ferner BVerfG v. 18.11.1954 – 1 BvR 550/52, BVerfGE 4, 110 (113ff.).

45 S. Gesetz über die Eingetragene Lebenspartnerschaft (Lebenspartnerschaftsgesetz –
LPartG) vom 16.2.2001, BGBl. I 2001, 266; zur Verfassungsmäßigkeit s. BVerfG v. 17.7.2002 –
1 BvF 1/01 u.a., BVerfG 105, 313 (313ff.).

46 Dazu s. BVerfG v. 19.2.2013 – 1 BvL 1/11 u.a., BVerfGE 133, 59 (50ff.), zur sog. Sukzessiv-
adoption. Verfassungs-, insbesondere grundrechtliche Bindungen bestehen keineswegs nur in
der Bundesrepublik Deutschland, wie etwa die Rechtsprechung des U.S. Supreme Court im Fall
„Obergefell v. Hodges“, 576 U.S. 644 (2015), zeigt.

47 Eine Gleichstellung von „eingetragener Lebenspartnerschaft“ und „Ehe“ bestand jedoch
nicht. So auch BVerfG v. 6.5.2008 – 2 BvR 1830/06, NJW 2008, 2325 (2326), zum Verheirateten-
zuschlag im Beamtenbesoldungsrecht. Im Zivilrecht zeigte sich dies im Verbot gemeinschaft-
licher Adoption von Kindern durch eingetragene Lebenspartner nach §1741 Abs. 2 S. 1 BGB und
§9 Abs. 6 und Abs. 7 LPartG. Die Verfassungsmäßigkeit dieses Verbots blieb ungeklärt, denn
Vorlagen des AG Schöneberg (AG Schöneberg v. 11.3.2013 – 24 F 172/12, 24 F 250/12, juris) waren
unzulässig. S. BVerfG v. 23.1.2014 – 1 BvL 2/13, 1 BvL 3/13, juris.

48 Dazu s. § 7Abs. 3Nr. 3 SGB II in der Fassung vom 20.7.2006, die durchArt. 1Nr. 7 Buchst. a
des Gesetzes vom 20.7.2006, BGBl. I. 2006, 1706 eingeführt wurde. Ausweislich der Begründung
des Gesetzentwurfs sollen auch die Partner einer nicht eingetragenen gleichgeschlechtlichen Le-
benspartnerschaft zu einer Bedarfsgemeinschaft werden können, wenn sie eine Einstehensge-
meinschaft im Sinne des § 7 Abs. 3 Nr. 3 Buchst. c SGB II bilden. Vgl. BT-Drucks. 16/1410, S. 19.
Die nachfolgenden sprachlichen Änderungen der Regelungen haben daran nichts geändert. Vgl.
Sächsisches LSG v. 4.1.2017 – L 3 AS 1222/15 NZB, juris. Auch Transsexuelle können Mitglied
einer „Bedarfsgemeinschaft“ sein. Vgl. Sächsisches LSG v. 4.1.2017 – L 3 AS 1222/15 NZB, juris.
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getragene Lebenspartnerschaften – bisweilen als Folge von Entscheidungen des
Bundesverfassungsgerichts – der Ehe durch Erstreckung ehebezogener Regelungen
angenähert, etwa im Steuer-49 und Sozialrecht50. Schließlich wurde im Jahre 2017
die zivilrechtliche „Ehe“ durch Ergänzung von §1353 Abs. 1 BGB („zwei Personen
verschiedenen oder gleichen Geschlechts“) für gleichgeschlechtliche Lebensge-
meinschaften geöffnet51 (sog. „Ehe für alle“)52. Damit werden verrechtlichte ver-
schieden- und gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften im Zivil- und im öf-
fentlichen Recht nunmehr vollständig gleichbehandelt.
Rechtliche Regelungen bewirken eine rechtliche Verfestigung von „Personen-

mehrheiten“53, die neben außerrechtliche inhaltliche Kriterien zur Abgrenzung
von „Personenmehrheiten“54 oder an die Stelle solcher Kriterien tritt. Die Abgren-
zungskriterien können als inhaltliche Begründung der rechtlichen Regelungen be-
deutsam sein55. Die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers56 für die Schaffung des
„personenmehrheitsbezogenen“ Rechts ist dabei durch Vorgaben aus übergeord-

49 Dazu s. BVerfG v. 21.7.2010 – 1 BvR 611/07 u.a., BVerfGE 126, 400 (400ff.), zu ehebezoge-
nen Regelungen im Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht; v. 18.7.2012 – 1 BvL 16/11, BVerfGE
132, 179 (179ff.), zu ehebezogenen Regelungen im Grunderwerbsteuerrecht; v. 7.5.2013 – 2 BvR
909/06 u.a., BVerfGE 133, 377 (377ff.), zum Ehegattensplitting im Einkommensteuerrecht. Mit
Art. 1 Nr. 1 des Gesetzes zur Änderung des Einkommensteuergesetzes in Umsetzung der Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichtes vom 7.5.2013 vom 15.7.2013, BGBl. I 2013, 2397, wur-
de § 2 Abs. 8 EStG in das EStG eingefügt, wonach Regelungen des EStG zu „Ehegatten und
Ehen“ auch auf „Lebenspartner und Lebenspartnerschaften“ anzuwenden sind. Damit ist insbe-
sondere eine Zusammenveranlagung von Lebenspartnern nach §26 Abs. 1 S. 1, § 26b EStG und in
der Folge die Anwendung der ggf. vorteilhaften Tarifvorschrift in § 32a Abs. 5 EStG möglich
(sog. Splitting-Verfahren bzw. Ehegattensplitting).

50 Dazu s. BVerfG v. 7.7.2009 – 1 BvR 1164/07, BVerfGE 124, 199 (199ff.), zur betrieblichen
Hinterbliebenenversorgung für Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes; v. 11.12.2019 – 1 BvR
3087/14, FamRZ 2020, 244 (244ff.), zur Berechnung der Zusatzrente der Versorgungsanstalt des
Bundes und der Länder (VBL).

51 Dazu s. Art. 1 Nr. 2 des Gesetzes zur Einführung des Rechts auf Eheschließung für Perso-
nen gleichen Geschlechts vom 20.7.2017, BGBl. I 2017, 2787; zum Begriff „Ehe für alle“ bereits
Baer, NJW 2013, 3145 (3146). „Eingetragene Lebenspartnerschaften“ dürfen nicht mehr geschlos-
sen werden (Art. 3 Abs. 3 des Gesetzes zur Einführung des Rechts auf Eheschließung für Perso-
nen gleichen Geschlechts vom 20.7.2017, BGBl. I 2017, 2787) und bestehende können in zivil-
rechtliche Ehen umgewandelt werden können (§ 20a S. 1 LPartG).

52 Die verfassungsrechtliche Bewertung der Öffnung der „Ehe“ für gleichgeschlechtliche Le-
bensgemeinschaften ist umstritten. Zur Problematik statt vieler Brosius-Gersdorf, NJW 2015,
3557 (3559ff.); Schaefer, AöR 143 (2018), 393 (393ff.), unter Heranziehung des allgemeinen Per-
sönlichkeitsrechts insbesondere aus Art. 2 Abs. 1 GG als „Auffanggrundrecht“; Volkmann, JZ
2018, 265 (271), mit Hinweis auf die Möglichkeit eines „Verfassungswandels“, jeweils für Verfas-
sungsmäßigkeit; ebenso und besonders umfassendWollenschläger, Rechtsgutachten, 2018; ferner
Ipsen, NVwZ 2017, 1096 (1098f.); Schmidt, NJW 2017, 2225 (2227f.), jeweils für Verfassungswid-
rigkeit.

53 Zu dieser s. Kapitel 1 C. V. 2. c).
54 Zu diesen s. Kapitel 1 C. V. 2. b).
55 Zum Verhältnis außerrechtlicher inhaltlicher Abgrenzungskriterien und rechtlicher Ver-

festigung s. Kapitel 1 C. V. 2. d).
56 S. Kapitel 3 H., Kapitel 4 G. und Kapitel 5. E.
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netem Recht begrenzt. Trotz des „Personenmehrheitsbezugs“ als Gemeinsamkeit
weisen Regelungen zur rechtlichen Verfestigung von „Personenmehrheiten“ subs-
tantielle Unterschiede auf, die insbesondere die Eigenschaft als Normadressat be-
trifft57. Zum einen können Rechtsnormen an die Mitglieder der „Personenmehr-
heit“ gerichtet sein, wenn diese rechtlich nicht verselbständigt ist. Dabei wird im
Rahmen der inhaltlichen Ausgestaltung der maßgeblichen Vorschriften die Mit-
gliedschaft der Normadressaten in der „Personenmehrheit“ berücksichtigt. Zum
anderen kann eine „Personenmehrheit“ selbst Normadressat sein, wenn Regelun-
gen zur rechtlichen Verfestigung auch eine rechtliche Verselbständigung erzeugen.
Ungeachtet einer bestehenden „Verrechtlichung“ von „Personenmehrheiten“

scheint die Rechtsordnung auf der Grundlage eines „Menschenbild[s], das den
einzelnen in seiner Würde und Freiheit in den Mittelpunkt des Rechts rückt“58,
individualrechtlich geprägt und auf „Menschen“ als (Einzel-)„Personen“ ausge-
richtet zu sein. Dies gilt für das Zivilrecht, das dem „Menschen“ nach Vollendung
derGeburt ohneweitere Voraussetzung die Rechtsfähigkeit zuerkennt (§ 1 BGB)59.
Individualbezogenheit ist aber auch Merkmal des öffentlichen Rechts, das durch
einfaches und übergeordnetes Recht, insbesondere Verfassungsrecht, das Verhält-
nis60 des „Bürgers“ als Normadressaten zum Staat begründet und inhaltlich ausge-
staltet61. Als rechtsbereichsübergreifendes Merkmal ist die Individualbezogenheit
Charakteristikum aller „bürgerrelevanten“ Bereiche des öffentlichen Rechts unter
Einschluss aller Ebenen derNormenhierarchie. So enthält das einfache Recht zahl-
reiche eindeutig individualbezogene Grundentscheidungen wie den steuerrecht-
lichenGrundsatz der Individualbesteuerung62 oder die Aufgaben des Sozialgesetz-
buchs und des Sozialrechts, die in § 1 Abs. 1 S. 1 und 2 SGB I als Sicherstellung
sozialer Gerechtigkeit und sozialer Sicherheit beschrieben und durch weitere In-
dividualbezüge konkretisiert werden63. Solche Grundentscheidungen prägen die
einfachrechtlichen Regelungen des jeweiligen Rechtsbereichs. Auf der Ebene des
Verfassungsrechts schützen die überwiegend „menschenrechtlich“ verwurzelten,
dabei im Wesentlichen rechtsbereichsunspezifischen Grundrechte als „Prototyp“

57 Zur daraus folgenden „Typologie“ von „Personenmehrheiten“ s. Kapitel 1 E.
58 Vgl. Kirchhof, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR, BandXII, 3.Aufl., 2014, § 283, Rn. 134;

ferner Scholz, Koalitionsfreiheit, 1971, S. 69. Zumindest für die Auslegung der Grundrechte darf
dieses Menschenbild jedoch „nicht auf Grund anthropologischer Vorverständnisse unterlegt
werden, sondern ist aus den zumal grundrechtlichen Verfassungsbestimmungen zu gewinnen“.
So zutreffend Sachs, in: Sachs (Hrsg.), GG, 9.Aufl., 2021, Vor Abschn. I GG, Rn. 62.

59 Dazu s. Hattenhauer, in: Klein/Menke (Hrsg.), Der Mensch als Person und Rechtsperson,
2011, S. 39 (39); Lehmann, AcP 207 (2007), 225 (226ff.); Palm, in: Gröschner/Kirste/Lembcke
(Hrsg.), Person und Rechtsperson, 2015, S. 295 (312).

60 Zu diesem s. Kapitel 1 D.
61 S. Kapitel 1 B. II.
62 Zum Grundsatz der Individualbesteuerung s. Kapitel 2 C. II. 4.
63 Zu Konkretisierungen der Aufgaben des Sozialrechts s. Kapitel 2 C. III. 3., und Kapitel 2

C. III. 4.
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individualbezogener Gewährleistungen vorrangig einzelne „Menschen“64. Auf-
grund ihres aus dem Verfassungsrang resultierenden Vorranganspruchs65 und der
damit zusammenhängenden „Fundamentalität“66 beeinflussen sie maßgeblich die
inhaltliche Ausgestaltung des einfachen Rechts und damit auch das Staat-Bürger-
Verhältnis67. Dasselbe gilt für die Vorgaben aus vielen Staatsstrukturmerkmalen
und Staatszielbestimmungen wie Rechtsstaats-, Demokratie- und Sozialstaats-
prinzip68. Diese sind trotz ihres objektiv-rechtlichen Charakters individualbezo-
gen, denn sie bestehen nicht um ihrer selbst, sondern wegen ihrer Funktion zur
Ergänzung und Verstärkung der Grundrechte wie diese ebenfalls um des „Men-
schen“ willen, freilich ohne die Möglichkeit für „Menschen“, die entsprechenden
Gewährleistungen selbst unmittelbar geltend zumachen. Die teilweise vorhandene
und sogar einfach erkennbare konzeptionelle Überindividualbezogenheit einzel-
ner Grundrechte wie dem besonderen Schutz der staatlichenOrdnung für Ehe und
Familie aus Art. 6 Abs. 1 GG, der Versammlungsfreiheit aus Art. 8 Abs. 1 GG und
der Vereinigungsfreiheit aus Art. 9 Abs. 1 GG sowie der „Grundrechtsträger-
schaftserweiterung“ ausArt. 19Abs. 3GG für „juristische Personen“ ändern nichts
an der grundsätzlichen Individualgerichtetheit des Staat-Bürger-Verhältnisses.
Die aus einer solchen Wahrnehmung folgende Beschreibung des „Staat-Bür-

ger-Verhältnisses“ als individualrechtlich geprägt ist mit Blick auf die grundsätz-
liche Individualbezogenheit der verbindlichen Vorgaben aus übergeordnetem
Recht, insbesondere aus dem Verfassungsrecht, aber auch die dem einfachen Recht
zu Grunde liegenden konzeptionellen Grundentscheidungen zumindest als Aus-
gangspunkt für „personenmehrheitsbezogene“ Betrachtungen nachvollziehbar.
Gleichwohl erfordert die faktische Bedeutung von „Personenmehrheiten“ in der
Lebenswirklichkeit als weiterem Ausgangspunkt die genaue Bestimmung ihres

64 Zu den Grundrechten als „Prototyp“ individualbezogener Gewährleistungen s. Kapitel 2
B. IV.

65 Vgl. Grimm, Zukunft, 2.Aufl., 1994, S. 69; Hesse, in: Benda/Maihofer/Vogel (Hrsg.),
HVerfR, 1994, § 1, Rn. 14; Kingreen/Poscher, Grundrechte, 39.Aufl., 2023, Rn. 5, 21;Merten, in:
Merten/Papier (Hrsg.), HGR, Band II, 2006, § 35, Rn. 124; allgemein zum Vorrang der Verfas-
sung Grimm, Zukunft II, 2012, S. 24; Müller-Franken, FS Isensee, 2007, S. 229 (238); Scheuner,
AöR 95 (1970), 353 (362ff.).

66 Vgl.Merten, in: Merten/Papier (Hrsg.), HGR, Band II, 2006, § 35, Rn. 124.
67 Vgl. Vitzthum, in: Merten/Papier (Hrsg.), HGR, Band II, 2006, § 48, Rn. 4 („Ausrichtung

der Grundrechte auf das Bürger-Staat-Verhältnis“);Henke, Recht, 1968, S. 1;Henke, DÖV 1984,
1 (2); Masing, in: Voßkuhle/Eifert/Möllers (Hrsg.), Grundlagen des Verwaltungsrechts, Band I,
3.Aufl., 2022, § 10, Rn. 37f. („zentral prägende Grundstrukturierung“; ohne Hervorhebung aus
Original); Maurer/Waldhoff, Allgemeines Verwaltungsrecht, 20.Aufl., 2020, § 15, Rn. 15
(„grundrechtlich geprägte[s] Staat-Bürger-Verhältnis“); Merten, in: Merten/Papier (Hrsg.),
HGR, Band II, 2006, § 35, Rn. 116, 120; Ruffert, in: Voßkuhle/Eifert/Möllers (Hrsg.), Grund-
lagen des Verwaltungsrechts, Band I, 3.Aufl., 2022, § 7, Rn. 55f. („verfassungs[=grundrechts]ge-
prägtes Verwaltungsrecht“); Schmitt, Verfassungslehre, 11.Aufl., 1928, Nachdruck 2017, S. 164;
ferner s. Kapitel 2 B. IV. 1. und Kapitel 2 B. VIII.

68 Zu den Staatsstrukturmerkmalen und Staatszielbestimmungen als individualbezogene Ge-
währleistungen s. Kapitel 2 B. V.



Register

Abgrenzungskriterien 8, 55–65
– siehe auch „Personenmehrheiten“
– siehe auch Sozialwissenschaften
– siehe auch Verfestigung, rechtliche
– siehe auch Verselbständigung, rechtliche
– Bedeutung der Abgrenzungskriterien
55–58

– Bezugssubjekt und Bezugsobjekt 58–60
– emotionale Verbundenheit 60–61
– Feststellung 65
– gemeinsamer religiöser Glaube und
gemeinsame religiöse Religionsaus-
übung 64–65

– gleichgerichtete oder gemeinsame
Interessen 61–63

– gleichgerichtetes oder gemeinsames
Handeln 63–64

– parallele Interessen 62–63, 124, 127-128,
136, 408, 419

– Verhältnis zu rechtlicher Verfesti-
gung 68–71

Allgemeines Persönlichkeitsrecht (Art. 2
Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG)

– siehe auch besonderer Schutz der
staatlichen Ordnung für Ehe und
Familie (Art. 6 Abs. 1 GG)

– siehe auch Computergrundrecht (Art. 2
Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG)

– siehe auchGrundrechte
– siehe auch Kommunikationsgrundrechte
– siehe auch Versammlungsfreiheit
– siehe auch Versammlungsrecht
– Entscheidungsfreiheit 240
– Grundrechtsträgerschaftserweiterung
(Art. 19 Abs. 3 GG) 473

– Selbstbestimmungsrecht 240
– Verhältnis zum besonderen Schutz der
staatlichen Ordnung für Ehe und
Familie (Art. 6 Abs. 1 GG) 415

– Verhältnis zu Kommunikationsgrund-
rechten 109, 413

– Verhältnis zur Versammlungsfreiheit
(Art. 8 Abs. 1 GG) 815

Allgemeinheit 137, 139, 143
– Einordnung als „Personenmehrheit“ 139
– Funktion 143, 230–231
– Individualbezogenheit 230–231
Allgemeinwohl, sieheGemeinwohl
Arbeitgeber und Arbeitnehmer
– siehe auch Indienstnahme Privater
– siehe auch Sozialrecht
– siehe auch Steuerrecht
– Abzugs- und Entrichtungspflichten 84,
639, 731–732

– Einordnung von Arbeitgeber und
Arbeitnehmer als „Personenmehrheit“
84, 639

– Mitwirkungspflichten 254, 746
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbän-
de, insbesondere Gewerkschaften

– siehe auch Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer

– siehe auch Koalitionsfreiheit (Art. 9
Abs. 3 GG)

– Einordnung als „Personenmehrheit“ 127
Auslegung
– siehe auch Schutzdefizite, grundrecht-
liche

– Auslegungsrelevanz der Lebenswirk-
lichkeit im Allgemeinen und der
faktischen Bedeutung von „Personen-
mehrheiten“ 493–496, 502–525

– faktische Bedeutung von „Personen-
mehrheiten“ in der Lebenswirklichkeit“
493–525

– Grundrechte 167–168, 392–394
– personenmehrheitsfreundliche Ausle-
gung 543–554
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– Staatstrukturmerkmale und Staatziel-
bestimmungen 204–205

Beiträge 249–250, 648
– siehe auch Berufs- und Wirtschafts-
kammern

– siehe auch Finanzverfassungsrecht
– siehe auchGebühren
– siehe auch Sonderabgaben
– siehe auch Steuerrecht
– siehe auch Vorzugslasten
– Begriff 249–250
– Berufs- und Wirtschaftskammern
280–281, 369–370, 835–836

– Gegenleistung 250, 648
– Individualbezogenheit 250
– Rundfunkbeitrag 125, 445–446
– Überindividualbezogenheit 648
Berufs- und Wirtschaftskammern
368–370, 834–836

– siehe auch Beiträge
– siehe auchWirtschaftsverwaltungsrecht
– allgemein 74, 368–370, 834–836
– Beiträge 280–281, 369–370, 835–836
– demokratische Legitimation 90, 225, 836
– Leistungsfähigkeit 280–281, 369–370, 836
– Mitgliedschaft (Voraussetzungen) 835
– „Personenmehrheiten“ als Mitglieder
835

– Selbstverwaltung, funktional 89–91, 836
– Zwangszusammenschluss 90–91, 368,
835

Berufsfreiheit (Art. 12 Abs. 1 GG)
– siehe auchGrundrechte
– siehe auchGrundrechtsträgerschafts-
erweiterung (Art. 19 Abs. 3 GG)

– siehe auch Kapitalgesellschaften
– Beruf 426
– Grundrechtsträgerschaftserweiterung
(Art. 19 Abs. 3 GG) 477

Besonderer Schutz der staatlichen
Ordnung für Ehe und Familie (Art. 6
Abs. 1 GG) 416–417

– siehe auch Allgemeines Persönlichkeits-
recht (Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1
GG)

– siehe auch Ehe
– siehe auch Familie

– siehe auchGrundrechte
– siehe auch Institutsgarantie
– Abstandsgebot 451–452
– Begriffe 416
– Freiheitsgrundrecht 416–417
– Gleichheitsgrundrecht 450–452
– Institutsgarantie 416-417
– Verhältnis zum allgemeinen Persönlich-
keitsrecht (Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1
Abs. 1 GG) 415

Bewegungen, soziale
– siehe auch Emergenz, soziale
– Beispiele: Extinction Rebellion (XR),
Fridays for Future und Letzte Genera-
tion 2, 111–112

– Einordnung als „Personenmehrheit“ 2,
111–112

Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis
(Art. 10 Abs. 1 GG) 413–414

– siehe auchGrundrechte
– siehe auch Kommunikationsgrundrechte
– siehe auch Kommunikationsvorgänge
– allgemein 413–414
– Überwachung 806–807
Bürger
– siehe auch Person
– siehe auch Staat-Bürger-Verhältnis
– Begriff 39
Bundesrepublik Deutschland
– siehe auch Bundesstaat
– siehe auch Staatsstrukturmerkmale und
Staatszielbestimmungen

– Grundrechte 164
– juristische Person des öffentlichen
Rechts 119–120

– Staatlichkeit 154
Bundesstaat, siehe Bundesstaatsprinzip
– siehe auch Staatsstrukturmerkmale und
Staatszielbestimmungen

Bundesstaatsprinzip 228–230, 610
– siehe auch Bundesrepublik Deutschland
– siehe auch Bundesstaat
– siehe auch Finanzverfassungsrecht
– siehe auch Staatsstrukturmerkmale und
Staatszielbestimmungen

– Begriff 228–229
– Gewaltenteilung, mehrdimensional 161,
229
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– Individualbezogenheit 229
– objektiv-rechtlich 230
– Überindividualbezogenheit 610
– Verhältnis zu Grundrechten 230
– Verteilungsregelungen für die Gesetz-
gebungs-, Verwaltungs- und Rechtspre-
chungskompetenz 230, 316–319

Computergrundrecht (Art. 2 Abs. 1
i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG) 414

– siehe auch Allgemeines Persönlichkeits-
recht (Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1
GG)

– siehe auchGrundrechte
– siehe auch Kommunikationsgrundrechte
– allgemein 414

Déclaration des Droits de l’Homme et
du Citoyen (1789)

– siehe auchGrundrechte
– Grundrechte 170, 171, 175, 176
– Leistungsfähigkeitsprinzip 289
– Staatszweck 159
– Steuerstaat 324–325, 690
Demokratieprinzip 223–228, 607–610
– siehe auch Berufs- und Wirtschafts-
kammern

– siehe auch Staatsstrukturmerkmale und
Staatszielbestimmungen

– Begriff 223–224
– Bezugspunkt zur Begründung des
„Mehrwerts“ von „Personenmehrheiten“
(politische Ordnung) 531–532, 540–542

– demokratische Legitimation des
Gesetzgebers 71, 224

– demokratische Legitimation staatlicher
Gewalt 224, 227–228

– Durchsetzung 225–226
– Grundgesetz 223–224
– Grundrechte bzw. grundrechtsähnliche/
-gleiche Rechte (Wahlrecht) 225–226

– Individualbezogenheit 224–226
– Menschenwürde 226
– objektiv-rechtlich 226
– Polizei- und Sicherheitsrecht 362
– Selbstverwaltung 90, 225, 836
– Sozialrecht 348
– Staatsvolk 224–225

– Steuerrecht 319–321, 688–690
– subjektives Recht 226
– Überindividualbezogenheit 607–610
– Verhältnis zum Rechtsstaatsprinzip 224
– Verhältnis zum Sozialstaatsprin-
zip 220–221, 224

– Wesentlichkeitstheorie 224
Doppelgrundrechte 429–433, 486–489
– siehe auchGrundrechte
– siehe auchGrundrechtsträgerschafts-
erweiterung (Art. 19 Abs. 3 GG)

– siehe auch Koalitionsfreiheit (Art. 9
Abs. 3 GG)

– siehe auch Vereinigungsfreiheit (Art. 9
Abs. 1 GG)

– allgemein 429–433, 486–489
– Koalitionsfreiheit 428, 429
– Vereinigungsfreiheit 420–421, 429
– Verhältnis zur „Grundrechtsträger-
schaftserweiterung“ aus Art. 19 Abs. 3
GG 433, 455–456, 486–489

Ehe
– siehe auch besonderer Schutz der
staatlichen Ordnung für Ehe und
Familie (Art. 6 Abs. 1 GG)

– siehe auch Familie
– allgemein 6
– Begriff 416, 651–652
– „Ehe für alle“ 6–8, 550, 708
– Ehegattensplitting 326, 658–661, 667,
676, 688, 705, 713

– eingetragene Lebenspartnerschaft 6–8,
451–452, 554, 584

– nichteheliche Lebensgemeinschaft 69,
70, 415, 657, 704, 705–706

Eigentumsgarantie (Art. 14 Abs. 1 GG)
– siehe auchGrundrechte
– siehe auch Institutsgarantie
– Institutsgarantie 197
– Mitgliedschaftsrechte 426–427, 603
– „Personenmehrheit“ 144
– Polizei- und Sicherheitsrecht 809
– Sozialrecht 772
– Steuerrecht 190, 262, 313–314, 686, 710
Einkommensteuerrecht
– siehe auch Individualbesteuerungs-
grundsatz
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– siehe auchGewerbesteuerrecht
– siehe auch Körperschaftsteuerrecht
– siehe auch Leistungsfähigkeitsprinzip
– siehe auch Steuerrecht
– Individualbesteuerungsgrundsatz
271–272

– Individualbezogenheit 256–271, 276–306
– Leistungsfähigkeitsprinzip 306
– Überindividualbezogenheit 696
Emergenz, soziale
– siehe auch Bewegungen, soziale
– Schwärme 2, 14
– Schwarmdemokratie und liquid
democrazy 112–113

– soziale Medien 112–113
Entscheidungsfreiheit 239–241, 617–618
– siehe auchGrundrechte
– siehe auch Rechtsformwahl
– Begriff 239
– Individualbezogenheit 241
– Modell der Entscheidungsfreiheit 239
– Polizei- und Sicherheitsrecht 362, 807
– rechtliche Dimension 240–241
– Sozialrecht 351, 784–785
– Steuerrecht 326–328, 674–677, 693–695
– Überindividualbezogenheit 378,
617–618

Europäische Menschenrechtskonvention
(EMRK)

– siehe auchGrundrechte
– siehe auch Völkerrecht
– Grundrechtsträgerschaftserweiterung
(Art. 19 Abs. 3 GG) 485

– Individualbezogenheit 166-167, 202
– Überindividualbezogenheit 454
Europäische Union (EU)
– siehe auchGrundfreiheiten
– siehe auchGrundrechte
– siehe auchGrundrechtecharta
– siehe auchUnionsgrundrechte
– siehe auchUnionsrecht
– juristische Person 119–120
– Staatlichkeit 119–120, 155

Familie
– siehe auch besonderer Schutz der
staatlichen Ordnung für Ehe und
Familie (Art. 6 Abs. 1 GG)

– siehe auch Ehe
– siehe auch Rechtsbereiche
– siehe auch Sozialrecht
– siehe auch Steuerrecht
– Begriff 416, 651–652
– Elterngeld 769–771
– emotionale Verbundenheit 60–61
– Familienbesteuerung 656–670, 704–707,
712–714, 717–719

– Familienleistungsausgleich 645–646,
664, 771, 774

– Familiensplitting 661–666, 668, 669
– Familienversicherung 646, 744, 749,
767–769, 773, 775, 776, 785, 789

– Grundsicherungs- und Sozialhilfe-
recht 778

– Kindergeld 662–664, 769–771
– rechtliche Verfestigung 80–81
– Sozialversicherungsrecht 773–777
– Steuerrecht 656–670, 704–707, 712–714,
717–719

– „Typ 1“-„Personenmehrheit 93–94
– Wirtschaftsverwaltungsrecht 824–825
Familienverband, siehe Familie
Finanzverfassungsrecht
– siehe auch Bundestaatsprinzip
– siehe auch Steuerrecht
– siehe auch Vorzugslasten
– Leistungsfähigkeitsprinzip 299–301
– materiellrechtliche Vorgaben 230,
316–319

– Verteilungsregelungen für die Gesetz-
gebungs-, Verwaltungs- und Recht-
sprechungskompetenz sowie das
Steueraufkommen 316–319

Folgerichtigkeitsgebot 446–450
– siehe auchGleichheitsgrundrechte
– siehe auch Leistungsfähigkeitsprinzip
– siehe auchNettoprinzip
– Gesellschaftsbesteuerung 682, 683,
717–712, 712–714, 719–729

– Gestaltungsfreiheit des Gesetz-
gebers 588–589

– Gleichheitssatz 297, 446–450
– Leistungsfähigkeitsprinzip 296–298
– objektives Nettoprinzip 297–298
– „Personenmehrheiten“ 381–382
– Sach- bzw. Systemgerechtigkeit 366
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Frankfurter Reichsverfassung (FRV;
Paulskirchenverfassung)

– Grundrechte 172, 175
– Menschenrechte 175
Frauen und Männer 137, 139, 143, 442
– siehe auchGleichheitsgrundrechte
– Einordnung als „Personenmehrheit“ 139
Freiheitsgrundrechte
– siehe auchGrundrechte
– siehe auch Individualbesteuerungs-
grundsatz

– siehe auch Leistungsfähigkeitsprinzip
– erhöhter Grundrechtsschutz 557–559,
560–561, 579–580

– Individualbezogenheit 192
– Leistungsfähigkeitsprinzip 299,
312–314, 670–671

– Überindividualbezogenheit 406–441,
670–671, 686–687

– verminderter Grundrechtsschutz
557–559, 560–561, 561–579, 580–583

Freistaat Bayern
– Grundpflichten 186, 188
– Leistungsfähigkeitsprinzip 247–248,
290

– Rechtsstaatsprinzip 208
– Sozialstaatsprinzip 218, 222
– Staatsstrukturmerkmale und Staatsziel-
bestimmungen 208

– Steuerrecht 247–248
– Steuerstaat 188
– Überindividualbezogenheit 453

Gebühren 249–250, 648
– siehe auch Beiträge
– siehe auch Finanzverfassungsrecht
– siehe auch Sonderabgaben
– siehe auch Steuerrecht
– siehe auch Vorzugslasten
– Begriff 249–250
– Gegenleistung 250, 648
– Individualbezogenheit 250
– Überindividualbezogenheit 648
Gemeinden
– siehe auch Staat
– kommunale Selbstverwaltung 154
– Zuordnung zum „staatlichen“ Be-
reich 154

Gemeinschaften
– siehe auchGläubigermehrheiten,
insbesondere Gesamtgläubigerschaften

– siehe auch Schuldnermehrheiten,
insbesondere Gesamtschuldner

– Einordnung als „Personenmehr-
heit“ 105

Gemeinwesen 137, 142, 143
– Einordnung als „Personenmehrheit“ 142
– Funktion 143, 230–231
– Individualbezogenheit 230–231
Gemeinwohl 137, 139–141, 143
– siehe auch Staatsgewalt
– Bezugspunkt zur Begründung eines
Mehrwerts für „Personenmehrhei-
ten“ 527

– Einordnung als „Personenmehrheit“
139–141

– Funktion 143, 230–231
– Gemeinwohlorientierung als Legitima-
tion von Staatsgewalt 156–158, 375–376

– Individualbezogenheit 230–231
Gesellschaft und Zivilgesellschaft 137,
141–142, 143

– siehe auch Staat
– Dualismus Staat und Gesellschaft 142,
147

– Einordnung als „Personenmehrheit“
141–142

– Funktion 143, 230–231
– Individualbezogenheit 230–231
Gesellschaften (zivilrechtlich)
– siehe auch Einkommensteuerrecht
– siehe auch Kapitalgesellschaften
– siehe auch Körperschaftsteuerrecht
– siehe auch Personengesellschaften
– siehe auch Sozialrecht
– siehe auch Steuerrecht
– siehe auchUnternehmenssteuerrecht
– siehe auch Verfestigung, rechtliche
– siehe auch Verselbständigung, rechtliche
– Begriffe 653
– Gesellschaftsbesteuerung 680–686,
707–712, 712–714, 719–729

– gleichgerichtete oder gemeinsame
Interessen 61–63

– „Typ 1“-„Personenmehrheit“ 97
– „Typ 2“-„Personenmehrheit“ 95–96
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Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers
– siehe auchDemokratieprinzip
– allgemein 380
– demokratische Legitimation des
Gesetzgebers 71

– Einordnung von (Rechts-)Gebilden in
Typologie 96–97

– Grenzen durch Vorgaben aus übergeord-
netem Recht 8–9

– Grenzen in Bezug auf faktische
Bedeutung von „Personenmehrheiten“
in der Lebenswirklichkeit 522–523

– Grundrechte 585–589
– Sozialrecht 789–790
– Staatsstrukturmerkmale und Staatsziel-
bestimmungen 612

– Steuerrecht 716–717
– Verpflichtung zur Schaffung von
Regelungen über rechtliche Verfesti-
gung 71–72

– Verpflichtung zur Schaffung von
Regelungen über rechtliche Verselbstän-
digung 76–77

Gewerbesteuerrecht
– siehe auch Individualbesteuerungs-
grundsatz

– siehe auch Leistungsfähigkeitsprinzip
– siehe auch Steuerrecht
– Individualbesteuerungsgrundsatz
273–274

– Leistungsfähigkeitsprinzip 307–310
– Überindividualbezogenheit 678–679,
696

Gewerkschaften, siehe Arbeitgeber- und
Arbeitnehmerverbände, insbesondere
Gewerkschaften

Gläubigermehrheiten, insbesondere
Gesamtgläubigerschaften

– siehe auchGemeinschaften
– siehe auch Schuldnermehrheiten,
insbesondere Gesamtschuldner

– Einordnung als „Personenmehrheit“
104

Gleichheitsgrundrechte
– siehe auch Frauen und Männer
– siehe auchGrundrechte
– siehe auch Individualbesteuerungs-
grundsatz

– siehe auch Leistungsfähigkeitsprinzip
– Berücksichtigung von Be- und Entlas-
tungen 443–446

– erhöhter Grundrechtsschutz 559–560,
560–561, 579–580, 580–583

– Folgerichtigkeitsgebot 297, 446–450
– Gruppenvergleichsformel 442-443
– Individualbezogenheit 192
– Leistungsfähigkeitsprinzip 276–312
– Rechtfertigung von Ungleichbehand-
lungen 442–443, 449

– Überindividualbezogenheit 441–452
– verminderter Grundrechtsschutz
559–560, 560–561, 561–579

Grundfreiheiten
– siehe auchUnionsgrundrechte
– siehe auchUnionsrecht
– Grundrechtsträgerschaftserweiterung
(Art. 19 Abs. 3 GG) 466–467

– Verhältnis zu Grundrechten 166
Grundpflichten 186–187
– siehe auchGrundrechte
– allgemein 186–187
– Grundgesetz 186–187
– Grundrechte 187, 188, 190
– Grundrechtsträgerschaftserweiterung
(Art. 19 Abs. 3 GG) 460

– Individualbezogenheit 187
– Steuerstaat 188–190
– Verfassung des Freistaats Bayern 186, 188
– Weimarer Reichsverfassung (WRV) 186,
188

Grundrechte 163–202, 384–594
– siehe auch Auslegung
– siehe auch besonderer Schutz der
staatlichen Ordnung für Ehe und
Familie (Art. 6 Abs. 1 GG)

– siehe auch Brief-, Post- und Fernmelde-
geheimnis (Art. 10 Abs. 1 GG)

– siehe auch Bundesrepublik Deutschland
– siehe auch Computergrundrecht (Art. 2
Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG)

– siehe auchDéclaration des Droits de
l’Homme et du Citoyen (1789)

– siehe auchDoppelgrundrechte
– siehe auch Entscheidungsfreiheit
– siehe auch Europäische Menschenrechts-
konvention (EMRK)
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– siehe auch Frankfurter Reichsverfassung
(FRV; Paulskirchenverfassung)

– siehe auch Freiheitsgrundrechte
– siehe auchGestaltungsfreiheit des
Gesetzgebers

– siehe auchGleichheitsgrundrechte
– siehe auchGrundpflichten
– siehe auchGrundrechtecharta
– siehe auchGrundrechtstheorien
– siehe auchGrundrechtsträgerschafts-
erweiterung (Art. 19 Abs. 3 GG)

– siehe auch Individualbezogenheit bzw.
individualrechtliche Prägung der
Rechtsordnung

– siehe auch Institutsgarantie
– siehe auch Koalitionsfreiheit (Art. 9
Abs. 3 GG)

– siehe auch Kommunikationsgrundrechte
– siehe auch Konkordanz, praktische
– siehe auch Länder
– siehe auchMenschenrechte
– siehe auchMenschenwürdegarantie
– siehe auch Rechtsstaatsprinzip
– siehe auch Schutzdefizite, grundrecht-
liche

– siehe auch Staatsgewalt
– siehe auchÜberindividualbezogenheit
bzw. überindividualbezogene Erweite-
rungen der Rechtsordnung

– siehe auchUN-Menschenrechtscharta
– siehe auchUnionsgrundrechte
– siehe auch Vereinigungsfreiheit (Art. 9
Abs. 1 GG)

– siehe auch Versammlungsfreiheit
(Art. 8 GG)

– siehe auch Virginia Declaration of Rights
(auch: Virginia Bill of Rights) (1776)

– siehe auchWeimarer Reichsverfassung
(WRV)

– Absicherung (verfahrensmäßig) 185–186
– Abwehrrechte 183
– „additiver“ bzw. „kumulativer“
Grundrechtseingriff 635–644

– Auslegung 167–168, 392–394
– Beteiligungsrechte 184–185
– Bildung, Bestand und Betätigung von
„Personenmehrheiten“ 414–429

– Durchsetzbarkeit 191–192

– Eingriff 435–441, 635–644
– Elemente der Gesamtrechtsord-
nung 198–199, 390

– erhöhter Grundrechtsschutz 555–585,
714–716

– Gesetzesvorbehalt (grundrechtlicher
und rechtsstaatlicher) 200–201, 215–216,
390

– Individualbezogenheit 9–10, 19,
163–202

– Individualismus 180–181
– individuelle Betätigung mit Bezug zu
anderen (Einzel-)„Personen“ 407–409

– inhaltliche Begründung der konzep-
tionellen Überindividualbezogenheit
395–406

– inhaltliche Weite, Offenheit, Unbe-
stimmtheit 6, 177

– inpersonale Grundrechte 173–174,
433–434

– Institutsgarantien 197–198, 390
– kollektive Betätigung 409–414
– Kollektivismus (nationalsozialisti-
scher) 179–180

– Konstitutionalisierung 163, 176–178
– konzeptionelle Überindividualbezogen-
heit bestimmter Grundrechte 384–454

– Kumulation von Belastungen 635–644
– Leistungs- und Teilhaberechte 183–184
– Menschenbild des Grundgesetzes
396–398

– menschenrechtliche Verwurzelung
170–176, 395–398, 404–406

– mittelbare Drittwirkung 15, 87, 199–200
– negative Kompetenznormen 196–197,
390

– objektiv-rechtliche Dimension 192,
194–201, 398–400, 460, 483

– objektive Wertordnung 199–200, 390
– Rechtsquellen 164–167
– Schranken 192–193
– Schranken-Schranken 193–194, 212
– Schutzdefizite (grundrechtliche)
434–435

– Schutzpflichten (grundrechtliche) 185,
588

– soziale Tiefenstruktur 385–386,
387–388, 388–389, 407
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– subjektive Rechte 163, 191–192
– subjektiv-rechtliche Dimension 168–194,
458–460

– transsubjektive Seite 400–401
– Überindividualbezogenheit 377,
384–594

– Verfahrens- und Prozessgrundrechte 217
– Verhältnis von subjektiv- und objektiv-
rechtlicher Dimension 201–202

– Verhältnis zu Staatsstrukturmerkmalen
und Staatszielbestimmungen 205–208

– Verhältnismäßigkeitsprinzip 212, 389
– verminderter Grundrechtsschutz
555–585, 714–716

– Vorrecht- bzw. -staatlichkeit 174–176
– Zusammenhang des „Bezugspunkts“ zur
Begründung eines „Mehrwerts“ von
„Personenmehrheiten“ mit Grundrech-
ten anderer Grundrechtsträger 533

Grundrechtecharta
– siehe auchGrundrechte
– siehe auchUnionsgrundrechte
– siehe auchUnionsrecht
– Grundrechtsträgerschaftserweiterung
(Art. 19 Abs. 3 GG) 484–485

– Individualbezogenheit 165–166, 202
– Überindividualbezogenheit 453–454
Grundrechtstheorien
– allgemein 183
– inhaltliche Begründung der konzeptio-
nellen Überindividualbezogenheit
401–404

Grundrechtsträgerschaftserweiterung
(Art. 19 Abs. 3 GG) 454–485

– siehe auchDoppelgrundrechte
– siehe auchGrundrechte
– siehe auch Vereinigungsfreiheit (Art. 9
Abs. 1 GG)

– allgemein 454–457
– Bedeutung für Individualbezogenheit
der Grundrechte 178–179, 455–456

– Doppelgrundrechte 429–433, 486–489
– Entstehung 454–455, 468
– Europäische Menschenrechtskonvention
(EMRK) 485

– Familie als juristische Person 668
– Funktion 458–460
– Grundpflichten 460

– Grundrechtecharta 484–485
– grundrechtstypische Gefährdungs-
lage 479–481

– inhaltliche Rechtfertigung 460–462
– inländisch 465–467
– Institutsgarantie 459
– juristische Person (allgemein) 456–457,
457–458, 462–467

– juristische Person des öffentlichen
Rechts 473–476

– Kommunikationsteilnehmer als
„Personenmehrheit“ 108–109, 807

– objektiv-rechtliche Dimension 483
– personales Substrat 472–479
– Staatsstrukturmerkmale und Staatsziel-
bestimmungen 460

– Verfassungen der Länder 484
– Verhältnis zur Grundrechtsberechtigung
von „hinter“ juristischer Person
stehenden Rechtsträgern 455

– Versammlung als juristische Person 815
– wesensmäßige Anwendbarkeit 467–482
Grundsicherungs- und Sozialhilferecht
– siehe auch Solidargemeinschaften
– siehe auch Sozialrecht
– siehe auch Sozialversicherungsrecht
– siehe auch Steuerrecht
– Bedarfsgemeinschaft 753, 754, 754–759,
762–764

– Begriff 339–341
– Eigen-/Selbstverantwortung des Bürgers
(Nachrangprinzip) 348–350, 780–781

– Einsatzgemeinschaft 753, 754, 759–762,
762–764

– Familienbezogenheit 778
– Finanzierung 121–122, 782
– Haushaltsgemeinschaft 753, 754,
754–759, 759–762, 762–764

Gruppe, homogene 113
– siehe auch Sonderabgaben
– Begriff 113, 250–251
– Einordnung als „Personenmehrheit 113
– parallele Interessen 62–63, 113

Haftung (für fremde Schulden)
– Einordnung als „Personenmehr-
heit“ 105–106

– Steuerrecht 732–733
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Haushaltsrecht
– siehe auch Steuerrecht
– Gesamtdeckungsprinzip bzw. Non-
Affektationsprinzip 247, 323

– Kontrollrechte der Steuerpflichtigen
324–325

– Umverteilung 279–280, 288
Herrenchiemsee-Entwurf
– siehe auch Staat
– Staatszweck 159, 187, 195

Indienstnahme Privater
– Abzugs- und Entrichtungspflichten
731–732

– allgemein 156
Individualbesteuerungsgrundsatz
256–276

– siehe auch Korrespondenzprinzip
– siehe auch Leistungsfähigkeitsprinzip
– siehe auch Rechtsnachfolge
– siehe auch Steuerrecht
– siehe auch Zurechnungsentscheidungen,
steuerrechtliche

– Begriff 256–257
– finanzwissenschaftlicher Grund-
satz 257–258

– Freiheitsgrundrechte 261–263
– fremdbestimmte Steuerwirkungen
263–266, 736

– Körperschaftsteuerrecht 272, 306, 678,
722

– rechtlicher Grundsatz 257–258
– verfassungsrechtliche Verwurzelung
260–261

– Wesen und Inhalt 258–260, 261–263
– Zurechnungsentscheidungen 268–269,
697–701

– Zusammenhang mit Leistungsfähig-
keitsprinzip 247–248, 256–257, 276

Individualbezogenheit bzw. individual-
rechtliche Prägung der Rechtsord-
nung 145–246, 246-370

– siehe auchGrundrechte
– siehe auch „Personen“
– siehe auch Staatstrukturmerkmale und
Staatszielbestimmungen

– siehe auch Verfassungsrecht
– allgemein 9–10, 19, 145–146, 245–246, 383

– einfaches Recht 148
– Formen der Individualbezogenheit
(im engen und weiten Sinne) 145–146

– idealistisch 245
Institutsgarantie
– siehe auch besonderer Schutz der
staatlichen Ordnung für Ehe und
Familie (Art. 6 Abs. 1 GG)

– siehe auch Eigentumsgarantie (Art. 14
Abs. 1 GG)

– siehe auchGrundrechte
– siehe auchGrundrechtsträgerschafts-
erweiterung (Art. 19 Abs. 3 GG)

– siehe auch Vereinigungsfreiheit (Art. 9
Abs. 1 GG)

– Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers
587–588

– Grundrechtsträgerschaftserweiterung
aus Art. 19 Abs. 3 GG 459

Kapitalgesellschaften
– siehe auchGesellschaften (zivilrechtlich)
– siehe auchGrundrechtsträgerschafts-
erweiterung (Art. 19 Abs. 3 GG)

– siehe auch Körperschaftsteuerrecht
– siehe auch Personengesellschaften
– siehe auch Polizei- und Sicherheitsrecht
– siehe auch Sozialrecht
– siehe auch Steuerrecht
– siehe auchWirtschaftsverwaltungsrecht
– Abschirmwirkung 78–79, 722
– Besteuerung 683–686, 721–729
– Einpersonen-Gesellschaften 83–84, 425,
457, 724

– große Kapitalgesellschaften 424, 426,
470–471, 561–562, 574–575

– Leistungsfähigkeitsprinzip 723
– rechtliche Verselbständigung 82
– Rechtspersönlichkeit 82
– Trennungsprinzip 683–686, 722
– „Typ 2“-„Personenmehrheit“ 95–96
Kirchen, siehe Religionsgemeinschaften
Koalitionsfreiheit (Art. 9 Abs. 3 GG)
427–429

– siehe auchGrundrechte
– siehe auch Vereinigungsfreiheit (Art. 9
Abs. 1 GG)

– allgemein 427–427
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– Doppelgrundrecht 428
Körperschaftsteuerrecht
– siehe auch Individualbesteuerungs-
grundsatz

– siehe auch Kapitalgesellschaften
– siehe auch Leistungsfähigkeitsprinzip
– siehe auch Steuerrecht
– Einpersonen-Gesellschaften 724
– Individualbesteuerungsgrundsatz
272–273

– Leistungsfähigkeitsprinzip 306–307
– Überindividualbezogenheit 678, 722
Kommunikationsgrundrechte 410–413
– siehe auchGrundrechte
– siehe auch Kommunikationsvorgänge
– siehe auchMeinungsfreiheit (Art. 5
Abs. 1 GG)

– siehe auch „Personenmehrheiten“
– siehe auch Vereinigungsfreiheit (Art. 9
Abs. 1 GG)

– siehe auch Versammlungsfreiheit (Art. 8
Abs. 1 GG)

– Begriff 410–413
– Telekommunikation 806–807
Kommunikationsvorgänge
– siehe auchGrundrechtsträgerschafts-
erweiterung (Art. 19 Abs. 3 GG)

– siehe auch Kommunikationsgrund-
rechte

– siehe auch Versammlungsfreiheit
– Einordnung der Teilnehmer als
juristische Person i.S. des Art. 19 Abs. 3
GG 108–109, 807

– Einordnung der Teilnehmer als
„Personenmehrheit“ 107–113, 806–807

– Überwachung von Telekommunika-
tion 806–807

Konkordanz, praktische
– siehe auchGrundrechte
– Begrenzung von Machtposition 575
– Rechtspositionen anderer Rechtsträger
593–594

– Rechtsverletzungen, z.B. bei Fridays for
Future 111–113

– Spannungen zwischen Staatsstruktur-
merkmalen und Staatszielbestimmun-
gen 202

– verminderter Grundrechtsschutz 575

Konkurrenz
– siehe auchWettbewerb
– allgemein 135–137
Konzern 132, 134–135
– Begriff 134
– Besteuerung 134–135, 736–737
– Einordnung als „Personenmehrheit“
134–135

Korrespondenzprinzip 266–267, 301,
729–731

– siehe auch Individualbesteuerungs-
grundsatz

– siehe auch Leistungsfähigkeitsprinzip
– siehe auch Steuerrecht
– Begriff 266–267
– Leistungsfähigkeitsprinzip 301–302
– Überindividualbezogenheit 729–731

Länder
– siehe auch Bundesrepublik Deutschland
– siehe auch Bundesstaat
– siehe auch Bundesstaatsprinzip
– siehe auchGrundrechte
– siehe auch Steuerstaat
– Grundrechte 164–165
– Grundrechtsträgerschaftserweiterung
(Art. 19 Abs. 3 GG) 484

– Individualbezogenheit 164–165, 202
– Rechtsstaatsprinzip 208
– Sozialstaatsprinzip 218, 222
– Staatlichkeit 154
– Staatsstrukturmerkmale und Staatsziel-
bestimmungen 208

Lebensgrundlagen, Schutz der natür-
lichen (Art. 20a GG)

– siehe auch Staatsstrukturmerkmale und
Staatszielbestimmungen

– Grundlage für Rechtfertigung von
(Grundrechts-)Eingriffen 193

– Personenbezug 141, 204
– Staatszielbestimmung 202–204
Lebenspartnerschaft, eingetragene
– siehe auch Ehe
– siehe auch Familie
– Abstandsgebot 451–452
– Entwicklung 6–8
– Verfassungsrecht 6–8, 451–452, 554,
584
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Leistungsfähigkeitsprinzip 276–312
– siehe auch Berufs- und Wirtschafts-
kammern

– siehe auchDéclaration des Droits de
l’Homme et du Citoyen (1789)

– siehe auch Finanzverfassungsrecht
– siehe auch Folgerichtigkeitsgebot
– siehe auch Freiheitsgrundrechte
– siehe auchGleichheitsgrundrechte
– siehe auch Individualbesteuerungs-
grundsatz

– siehe auch Körperschaftsteuerrecht
– siehe auch Korrespondenzprinzip
– siehe auch Länder
– siehe auchNettoprinzip
– siehe auch Rechtsnachfolge
– siehe auch Steuergerechtigkeit
– siehe auch Steuerrecht
– siehe auchWeimarer Reichsverfassung
(WRV)

– siehe auch Zurechnungsentscheidungen,
steuerrechtliche

– Bedeutung der Freiheitsgrundrechte
299, 312–314, 670–671, 686–687

– Begriff 276
– Belastungsverteilungsmaßstab 247, 288,
325

– Familienbesteuerung 656–670, 704–707,
712–714, 717–719

– Finanzverfassungsrecht 299–301
– finanzwissenschaftliches Prinzip 277–278
– fremdbestimmte Steuerwirkungen 301,
736

– Folgerichtigkeitsgebot 296–298
– Gesellschaftsbesteuerung 680–686,
707–712, 712–714, 719–729

– Gerechtigkeitstheorie von Aristoteles
248

– Gleichheitssatz 276–312
– Körperschaftsteuerrecht 272, 306, 678,
722

– Konkretisierungsbedürftigkeit 281,
290–292

– Realisationsprinzip 286–287
– rechtliches Prinzip 277–278
– Umverteilung 288
– verfassungsrechtliche Verwurzelung
287–301

– Verfassungsregelungen zum Leistungs-
fähigkeitsprinzip 247–248

– Wesen und Inhalt 278–281, 281–287
– Widerspruchsfreiheit der Rechtsord-
nung 298–299

– Zufluss-/Abflussprinzip 286–287
– Zusammenhang mit Individualbesteue-
rungsgrundsatz 247–248, 256–257, 276

Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG)
– siehe auchGrundrechte
– siehe auch Kommunikationsgrundrechte
– siehe auch Kommunikationsvorgänge
– siehe auch Versammlungsfreiheit (Art. 8
Abs. 1 GG)

– siehe auch Versammlungsrecht
– allgemein 410–413
Menschen
– siehe auch Bürger
– siehe auchMenschenrechte
– siehe auchMenschenwürdegarantie
– siehe auch Person
– Eigenschaft als „Person“ 1, 146
– Menschenbild des Grundgesetzes
396–398

Menschenrechte
– siehe auch Europäische Menschenrechts-
konvention (EMRK)

– siehe auchGrundrechte
– siehe auchUN-Menschenrechtscharta
(Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte)

– Grundgesetz (Bekenntnis zu unverletz-
lichen und unveräußerlichen Menschen-
rechten in Art. 1 Abs. 2 GG) 172–174,
175–176

– menschenrechtliche Verwurzelung
der Grundrechte 170–176, 395–398,
404–406

– Universalität 174–175
– Vorrechtlich- bzw. -staatlichkeit
174–175

Menschenwürde, sieheMenschenwürde-
garantie

Menschenwürdegarantie
– allgemein 159–160
– Menschenwürdegehalt/-kern 173–174,
206–207
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Mitglieder einer „Personenmehrheit“
621–635

– siehe auchGrundrechte
– siehe auchGrundrechtsträgerschafts-
erweiterung (Art. 19 Abs. 3 GG)

– siehe auch „Personenmehrheiten“
– Minderheitenschutz 627–631
– „Personenmehrheiten“ als Mitglieder
anderer „Personenmehrheiten“ 99–101,
633–635

– „Personenmehrheiten“ als Mitglieder
einer weiteren „Personenmehrheit“ 98,
632–633

– Sonderfall einer „Personenmehrheit“ aus
„Personenmehrheit“ und ihren Mitglie-
dern 100–101, 634–635

– Verhältnis der Mitglieder einer „Perso-
nenmehrheit“ zueinander 98, 626–631

– Verhältnis der Mitglieder einer rechtlich
verselbständigten „Personenmehrheit“
(„Typ 2“) zum Staat im Polizei- und
Sicherheitsrecht 812

– Verhältnis zu rechtlich verselbständiger
„Personenmehrheit“ („Typ 2“) 77–79,
97, 621–626

Naturrecht
– siehe auchMenschenrechte
– siehe auch Rechtspositivismus
– Begriff 162
Nettoprinzip 281–285, 292–294
– siehe auch Folgerichtigkeitsgebot
– siehe auch Leistungsfähigkeitsprinzip
– siehe auch Steuergerechtigkeit
– siehe auch Steuerrecht
– Begriff 281, 292
– objektives 282, 292–293, 656, 682,
683–684, 718, 727

– subjektives 282–283, 293, 661, 684, 746
– Vereinfachungsregelungen 284,
293–294

öffentlich, sieheÖffentlichkeit
Öffentlichkeit 137–139, 143
– Einordnung als „Personenmehrheit“
137–139

– Funktion 143, 230–231
– Individualbezogenheit 230–231

Ordnungswidrigkeitenrecht
– siehe auch Polizei- und Sicherheitsrecht
– siehe auch Strafrecht
– Abgrenzung zum Polizei- und Sicher-
heitsrecht 352–354, 794–795, 817–821

– Abgrenzung zum Strafrecht 353
– dogmatisches Eigenleben 353–354
– Individualbezogenheit 353–354
– öffentliches Recht 353–354
– Überindividualbezogenheit 818–819
– Vorwerfbarkeit 352–354, 819

Parteien, politische 125–127
– siehe auchDemokratieprinzip
– Einordnung als „Personenmehr-
heit“ 125–127

Paulskirchenverfassung, siehe Frank-
furter Reichsverfassung (FRV; Pauls-
kirchenverfassung)

Person 1, 22–41
– siehe auch Bürger
– siehe auchMenschen
– siehe auch „Personenmehrheiten“
– siehe auch Rechtspositivismus
– siehe auch Staat-Bürger-Verhältnis
– Bedeutung in der Lebenswirklichkeit 1
– Begriff, allgemein 22–41
– Begriff, Herkunft (Etymologie) und
Bedeutung (Semantik) 25–26

– Begriff, Medizin und Psychologie 29–30
– Begriff, Philosophie 26–29
– Begriff, Recht bzw. Gesetz 31–41
– Begriff, Recht, einfaches 36–39
– Begriff, Recht, Verfassung 39–41
– Begriff, Soziologie 30-31
– Begriff, Untersuchung 41
– Funktion 22–24
– juristische 82, 113–120
– juristische Person des öffentlichen
Rechts 117–120, 473–476

– juristische Person des Zivilrechts 116–117
– natürliche 1
– Rechtsordnung 2
– Rechtspositivismus 34–36
Personengesellschaften
– siehe auchGesellschaften (zivilrechtlich)
– siehe auchGrundrechtsträgerschafts-
erweiterung (Art. 19 Abs. 3 GG)
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– siehe auch Kapitalgesellschaften
– siehe auch Körperschaftsteuerrecht
– siehe auch Polizei- und Sicherheitsrecht
– siehe auch Sozialrecht
– siehe auch Steuerrecht
– siehe auchWirtschaftsverwaltungs-
recht

– Besteuerung 682, 720–721
– Option zur Körperschaftsteuer (§ 1a
KStG) 712, 712–714

– rechtliche Verselbständigung 81–82
– Thesaurierungsbegünstigung 712
– Transparenzprinzip 682, 720–721
– „Typ 1“-„Personenmehrheit“ 95–96
– „Typ 2“-„Personenmehrheit“ 95–96
Personenmehrheiten 2–6, 42–85
– siehe auch Abgrenzungskriterien
– siehe auchGestaltungsfreiheit des
Gesetzgebers

– siehe auchGrundrechte
– siehe auchMitglieder einer „Personen-
mehrheit“

– siehe auch Polizei- und Sicherheitsrecht
– siehe auch Staat-Bürger-Verhältnis
– siehe auch Typologie
– siehe auch Verfestigung, rechtlich
– siehe auch Verselbständigung, rechtlich
– Bedeutung in der Lebenswirklich-
keit 2–5, 17, 493–525

– Begriff, Herkunft (Etymologie) und
Bedeutung (Semantik) 45–46

– Begriff, Medizin und Psychologie 47
– Begriff, Philosophie 46
– Begriff, Recht bzw. Gesetz 48–53
– Begriff, Recht, einfach 50–53
– Begriff, Recht, Verfassung 53
– Begriff, Soziologie 47–48
– Begriff, Untersuchung 44, 54–85
– Funktion 43–44
– Gegenstand von Berechtigungen
143–144, 817

– juristische Person i.S. des Art. 19 Abs. 3
GG 456–457, 457–458

– Rechtsordnung 5–6
– Rechtspositivismus 49–50
– regelungsinteressenbezogene bzw.
mikrorechtsbereichsspezifische
Abgrenzung 84–85, 97, 639

– Schutz von „Personenmehrheiten im
Strafrecht“ 821

– Verrechtlichung 8–9
– Zusammenhang faktische Bedeutung
und Verrechtlichung 6–8, 17

– Zusammenhang von Abgrenzungs-
kriterien und Verrechtlichung 8–9,
68–71

Polizei- und Ordnungsrecht, siehe
Polizei- und Sicherheitsrecht

Polizei- und Sicherheitsrecht 352–363,
794–821

– siehe auchOrdnungswidrigkeiten-
recht

– siehe auch Strafrecht
– Abgrenzung zum Strafrecht 352–354,
794–795, 817–821

– Begriff 352
– Demokratieprinzip 362
– einfaches Recht 354, 795
– Entscheidungsfreiheit 362, 807, 811
– Ermessen 356–357
– Grundrechte 357–360, 800–803,
803–805, 809, 810–811

– Individualbezogenheit 352–363
– Lastengleichheit 358–360, 803–805,
810–811

– Mitgliedschaft in „Personenmehr-
heit“ 795–807, 812

– „Personenmehrheiten“ als Polizei-
pflichtige 807–812

– Rechtsnachfolge 812–814
– Rechtsstaatsprinzip 361, 805, 811
– Schuld, Vorwerfbarkeit usw. 352–354,
795, 799, 807

– Schutz von „Personenmehrheiten“ 821
– Schutzpflichten und Untermaß-
verbot 360

– Steuerstaat 362
– Überindividualbezogenheit 794–821
– Verantwortlichkeit 355–356, 795–807,
807–812

– Verantwortung 362, 807, 811
– Verfahrensrecht 363, 816
– Verhalten Dritter 799–800, 809
– Zurechnung 798–799, 808
– Zweck des Polizei- und Sicherheits-
rechts 352, 804–805
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Recht
– siehe auch Rechtsordnung
– Funktion 32–33, 49
– Geltungsgrund 34–36, 49–50
– Mittel der Ausübung von Staatsgewalt
161–162

Rechte, subjektive
– siehe auchGrundrechte
– siehe auchMenschenrechte
– siehe auch Staatsstrukturmerkmale und
Staatszielbestimmungen

– Begriff 191
– Durchsetzbarkeit 191
– Grundrechte 191–192
– Verhältnis von Durchsetzbarkeit und
Individualbezogenheit 191–192

Rechtsbereiche 246–370, 645–838
– siehe auch Polizei- und Sicherheitsrecht
– siehe auch Sozialrecht
– siehe auch Steuerrecht
– siehe auchWirtschaftsverwaltungs-
recht

– Familienleistungsausgleich 645–646,
664, 771, 774

– Polizei- und Sicherheitsrecht 352–363,
794–821

– Referenzrechtsgebiete 18, 246, 382,
645–646

– regelungsinteressenbezogene bzw.
mikrorechtsbereichsspezifische
Abgrenzung 84–85, 97, 639

– Sozialrecht 329–352, 740–793
– Steuerrecht 246–329, 647–739
– Überindividualbezogenheit 382,
645–838

– Wirtschaftsverwaltungsrecht 363–370,
822–838

Rechtsdogmatik 16
Rechtsformwahl
– siehe auch Entscheidungsfreiheit
– Familienverband 704–707
– Gesellschaften 707–712
– „personenmehrheitsfreundliche“
Auslegung 553–554

– Rechtsformneutralität 553–554, 709–712
– Rechtsformwahl 703–714
– Steuerrecht 239, 703–714
– Wechsel der Rechtsform 712–714

Rechtsphilosophie
– allgemein 162
– Gerechtigkeitstheorie von Aristoteles
248

Rechtsordnung
– siehe auch Individualbezogenheit bzw.
individualrechtliche Prägung der
Rechtsordnung

– siehe auch Recht
– siehe auch Schutzdefizite, grundrecht-
liche

– siehe auchÜberindividualbezogenheit
bzw. überindividualbezogene Erweite-
rungen der Rechtsordnung

– siehe auchWirtschaftsordnung
– Bezugspunkt zur Begründung des
„Mehrwerts“ von „Personenmehr-
heiten“ 527–528, 539–540

Rechtsnachfolge
– siehe auch Individualbesteuerungs-
grundsatz

– siehe auch Leistungsfähigkeitsprinzip
– allgemein 106–107
– Leistungsfähigkeitsprinzip 305–306
– Polizei- und Sicherheitsrecht 812–814
– Sozialrecht 791–792
– Steuerrecht 270–271, 733–736
– Umwandlungssteuerrecht 694, 709, 714,
735

– Unternehmensumstrukturierungen 675,
694, 735–736

Rechtspositivismus
– siehe auchNaturrecht
– Person 34–36
– Personenmehrheit 49–50
– Staat 152–153
Rechtsstaatsprinzip 208–217, 599–605
– siehe auchGrundrechte
– siehe auch Schutzdefizite, grundrecht-
liche

– siehe auch Staatsstrukturmerkmale und
Staatszielbestimmungen

– Begriff 208–209
– Bezugspunkt zur Begründung des
„Mehrwerts“ von „Personenmehrheiten“
(Verwirklichung des Rechtsstaatsprin-
zips) 532, 543

– Durchsetzung 217
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– formell 215–216
– Gerechtigkeitsgebot 210–212
– Gesetzesvorbehalt 200–201, 215–216
– Gewaltenteilung (mehrdimensional)
161, 216

– Grundgesetz 208
– Individualbezogenheit 208–217
– liberaler 211–212
– materiell 209–214
– objektiv-rechtlich 217
– Polizei- und Sicherheitsrecht 361, 805,
811

– sozialer 211–212
– Sozialrecht 347–348
– Steuerrecht 315–316, 687–688
– Überindividualbezogenheit 599–605
– Verfahrensrecht 209, 217, 604–605
– Verfassung des Freistaats Bayern 208
– Verhältnis zum Sozialstaatsprinzip 209,
211–212

– Verhältnismäßigkeitsprinzip 212,
599–601

– Vertrauensschutz und Rechtssicher-
heit 213–214, 601–604

– Vorrang des Gesetzes 215–216
– Wirtschaftsverwaltungsrecht 367
Rechtstheorie 16, 162
Religionsfreiheit (Art. 4 Abs. 1 und 2 GG)
– siehe auchGrundrechte
– siehe auch Religionsgemeinschaften
– Religionsausübung 64–65
Religionsgemeinschaften 128–132
– siehe auch Religionsfreiheit
– siehe auchWeimarer Reichsverfassung
(WRV)

– Abgrenzungskriterien 91
– Einordnung als „Personenmehrheit“
128–132

– Grundrechte 91, 473, 476
– Grundrechtsträgerschaftserweiterung
(Art. 19 Abs. 3 GG) 476, 489

Rundfunkanstalten
– allgemein 91
– Grundrechtsträgerschaftserweiterung
(Art. 19 Abs. 3 GG) 476

– Rundfunkbeitrag 125, 445–446
– Rundfunkfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG)
433, 473, 476

Schuldnermehrheiten, insbesondere
Gesamtschuldner

– siehe auchGemeinschaften
– siehe auchGläubigermehrheiten,
insbesondere Gesamtgläubigerschaften

– Einordnung als „Personenmehrheit“
103–104

– Steuerrecht 733
Schutzdefizite, grundrechtliche 434–435,
489–555

– siehe auch Auslegung
– siehe auchDemokratieprinzip
– siehe auchGrundrechte
– siehe auch Rechtsordnung
– siehe auch Sozialstaatsprinzip
– siehe auch Staatsstrukturmerkmale und
Staatszielbestimmungen

– siehe auchWirtschaftsordnung
– Auslegungsrelevanz der Lebenswirk-
lichkeit 493–496, 502–525

– Bedeutung von „Personenmehrheiten“
in der Lebenswirklichkeit 2–5, 17,
493–525

– Begriff 490–492
– Bezugspunkt zur Begründung eines
„Mehrwerts“ 525–543

– faktische Bedeutung von „Personen-
mehrheiten“ in der Lebenswirklich-
keit 2–5, 17, 493–525

– Feststellung der faktischen Bedeutung
von „Personenmehrheiten“ in der
Lebenswirklichkeit 496–500

– personenmehrheitsfreundliche Ausle-
gung 543–554

– Zusammenhang des „Bezugspunkts“ zur
Begründung eines „Mehrwerts“ von
„Personenmehrheiten“ mit Grundrech-
ten anderer Grundrechtsträger 533–539

Selbstverwaltung
– siehe auch Berufs- und Wirtschafts-
kammern

– demokratische Legitimation 225
– funktionale Selbstverwaltung 89–91, 154
– kommunale Selbstverwaltung 154
– Zuordnung zum „staatlichen“ Be-
reich 89–90, 154

Solidargemeinschaften 120–125
– siehe auch „Personenmehrheiten“
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– Einordnung als „Personenmehrheit“
120–121

– Rundfunkbeitrag 125, 445–446
– Sozialversicherungssysteme 123–125
– Steuerzahler 122–123, 190, 323
Sonderabgaben 250–251, 648–649
– siehe auch Finanzverfassung
– siehe auchGruppe, homogene
– siehe auch Steuerrecht
– siehe auch Steuerstaat
– siehe auch Vorzugslasten
– Begriff 250–251
– Finanzierungsverantwortung 250–251
– Individualbezogenheit 250–251
– Überindividualbezogenheit 648–649
Sozialrecht 329–352, 740–793
– siehe auchGrundrechte
– siehe auchGrundsicherungs- und
Sozialhilferecht

– siehe auch Rechtsnachfolge
– siehe auch Sozialstaatsprinzip
– siehe auch Sozialversicherungsrecht
– Angehörigenverträge 790–791
– Arbeitslosenversicherungsrecht 343,
376, 777

– Ausbildungsförderungsrecht (BAföG)
769, 778

– Begriff 329–330
– Demokratieprinzip 348
– einfaches Recht 330–331, 741–750
– Eingriffsrecht 333, 334–335, 743,
745–746

– Elterngeld 769–771
– Entscheidungsfreiheit 351, 784–785
– erhöhter Grundrechtsschutz 787–788
– Familienversicherung 646, 744, 749,
767–769, 773, 775, 776, 785, 789

– Flucht aus der Verantwortung 783–784
– Gesetzgebungskompetenz 248, 346
– Gestaltungsfreiheit des Gesetzge-
bers 330, 789–790

– gewöhnlicher Aufenthalt 792
– Individualbezogenheit 329–352
– Internationales Sozialrecht 337–338,
746–748

– Kindergeld 662–664, 769–771
– Krankenversicherungsrecht 341, 349,
767–769, 773, 774–775

– Leistungsrecht 333, 743–744
– Mitgliedschaft in „Personenmehr-
heit“ 750–784

– Mitwirkungspflichten 334–335, 746
– „Personenmehrheiten“ im Sozial-
recht 785–786

– „personenmehrheitsbezogene“ Begrif-
fe 742–743

– Pflegeversicherungsrecht 767–769, 776
– Rechtsstaatsprinzip 347–348
– Rentenversicherungsrecht 774–775
– Überindividualbezogenheit 740–793
– Unfallversicherungsrecht 767–769, 773,
777

– Verantwortung 348–351, 779–784
– Verfahrensrecht 351–352, 792–793
– verfassungsrechtliche Vorgaben
344–347

– Verhältnis zum Steuerrecht 335–337,
746–748, 764–766

– Verhältnis zum Zivilrecht 331–333,
741–742

– verminderter Grundrechtsschutz
787–788

– Wohngeld 778–779
– Wohnsitz 792
– Ziele 339–344, 750–752
Sozialstaatsprinzip 218–223, 605–607
– siehe auchGrundrechte
– siehe auch Schutzdefizite, grundrecht-
liche

– siehe auch Staatsstrukturmerkmale und
Staatszielbestimmungen

– Bedeutung für das Steuerrecht 316
– Begriff 218, 329, 344–347
– Bezugspunkt zur Begründung des
„Mehrwerts“ von „Personenmehrheiten“
(Verwirklichung des Sozialstaatsprin-
zips) 532, 542

– Durchsetzung 217, 222
– Eigen-/Selbstverantwortung des Bürgers
(Nachrangprinzip) 348–350, 780–781

– Eingriffs- und Differenzierungsrecht-
fertigung 223

– Individualbezogenheit 218–223
– inhaltliche Weite, Offenheit, Unbe-
stimmtheit 6, 218–219

– materielles 223
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– objektiv-rechtlich 223
– soziale Grundrechte 221–222
– subjektives Recht 222, 223
– Überindividualbezogenheit 605–607
– Verantwortung des Staats 350–351, 783
– Verfassung des Freistaats Bayern 218,
222

– Verfassungen der Länder 218, 222
– Verhältnis zu Grundrechten 221–223
– Verhältnis zum Demokratieprin-
zip 220–221

– Verhältnis zum Rechtsstaatsprinzip 209,
211–212, 220

– Ziele (menschenwürdiges Leben, soziale
Sicherheit und sozialer Ausgleich)
219–220

Sozialstaat, siehe Sozialstaatsprinzip
Sozialversicherungsrecht
– siehe auchGrundsicherungs- und
Sozialhilferecht

– siehe auch Solidargemeinschaften
– siehe auch Sozialrecht
– siehe auch Sozialstaatsprinzip
– Begriff 341–344
– Einordnung von Sozialversicherungssys-
temen als „Personenmehrheit“ 123–124

– Finanzierung 121–122, 782–783
– Gesetzgebungskompetenz und materi-
ellrechtliche Vorgaben 230

Sozialwissenschaften
– Bedeutung für Abgrenzungskriterien 56
– Bedeutung für Auslegung der Grund-
rechte 496–500

Staat
– siehe auch Bundesrepublik Deutschland
– siehe auch Europäische Union (EU)
– siehe auchGemeinden
– siehe auchGesellschaft und Zivilgesell-
schaft

– siehe auch Länder
– siehe auch Staatsgebiet
– siehe auch Staatsgewalt
– siehe auch Staatsstrukturmerkmale und
Staatszielbestimmungen

– siehe auch Staatsvolk
– Begriff 148–153
– Begriff, Philosophie 150
– Begriff, Politikwissenschaft 149–150

– Begriff, Recht 150–153
– Begriff, Soziologie 150
– Drei-Elemente-Lehre 151–152, 155–156
– Dualismus Staat und Gesellschaft 147
– juristische Person des öffentlichen
Rechts 119–120

– staatlicher Bereich (unter Einschluss
aller juristischen Personen des öffent-
lichen Rechts) 89–90

– Staatszweck 159
Staat-Bürger-Verhältnis 1–2, 85–91
– siehe auch Bürger
– siehe auch Individualbezogenheit
bzw. individualrechtliche Prägung der
Rechtsordnung

– siehe auch Staat
– siehe auchÜberindividualbezogenheit
bzw. überindividualbezogene Erweite-
rungen der Rechtsordnung

– Abgrenzung horizontales und vertikales
Verhältnis 13–14, 15–16

– Begriff 1–2, 15, 86–87, 274–275
– Beteiligung von (Einzel-)„Personen“
im Allgemeinen 88

– Beteiligung von (Einzel-)„Personen“
in einem Sonderstatusverhältnis 88

– Beteiligung von „Personenmehrheiten“
im Allgemeinen 89–91

– Beteiligung von „Personenmehrheiten“
im Fall öffentlich-rechtlicher Verfasst-
heit 89–91

– Gleichordnungsverhältnis 87
– Normenhierarchie 87
– öffentliches Recht als Grundlage der
rechtlichen Verselbständigung 87–88

– rechtliche Verselbständigung und
Beteiligung am Staat-Bürger-Verhält-
nis 89

– Über-/Unterordnungsverhältnis 48, 87
– Zurechnung hoheitlicher Maßnahmen
156

Staatsgebiet
– siehe auch Staat
– allgemein 150–151
Staatsgewalt 147, 148–162
– siehe auch Bundesstaatsprinzip
– siehe auch Rechtsstaatsprinzip
– siehe auch Staat
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– allgemein 147, 148–162, 274–275
– Begrenzung durch Grundrechte sowie
Staatsstrukturmerkmale und Staatsziel-
bestimmungen 147, 156, 158–161, 375,
376

– Gewaltenteilung (mehrdimensional)
161, 376

– Inhalt 151–152
– Legitimation bei Gemeinwohlorientie-
rung 156–158, 375–376

– Recht als Mittel der Ausübung 161–162,
376–377

– Rechtspositivismus 152–153, 375
– Reichweite 153
Staatsstrukturmerkmale und Staatsziel-
bestimmungen 202–231, 595–618

– siehe auch Auslegung
– siehe auch Bundesstaatsprinzip
– siehe auchDemokratieprinzip
– siehe auchGrundrechte
– siehe auch Rechtsstaatsprinzip
– siehe auch Schutzdefizite, grundrecht-
liche

– siehe auch Sozialstaatsprinzip
– siehe auch Staat
– siehe auch Staatsgewalt
– siehe auch Steuerrecht
– Auslegung 204–205
– Begriff 202–204
– Durchsetzbarkeit 191–192, 203–204, 208
– erhöhter Schutz 611
– Individualbezogenheit 9–10, 19,
202–231

– inhaltliche Begründung der konzep-
tionellen Überindividualbezogenheit
596–598

– objektiv-rechtlich 203–204
– praktische Konkordanz bei Spannungen
zwischen Staatsstrukturmerkmalen und
Staatszielbestimmungen 202

– Steuerrecht 315–321
– Überindividualbezogenheit 377
– Verfassungen der Länder 208
– Verhältnis der konzeptionellen Über-
individualbezogenheit zu „traditionel-
len“ Aufgaben 598–599

– Verhältnis von Durchsetzbarkeit und
Individualbezogenheit 192, 204

– Verhältnis von Staatsstrukturmerk-
malen und Staatszielbestimmungen
zueinander 202, 209, 211–212, 220

– Verhältnis zu Grundrechten 205–208,
221–223

– verminderter Schutz 611
– Zusammenhang von konzeptioneller
Überindividualbezogenheit der
Staatsstrukturmerkmale und Staatsziel-
bestimmungen und rechtlicher Verfesti-
gung von „Personenmehrheiten“ 533

Staatsvolk 139–140, 149, 151–152
– siehe auch Staat
– demokratische Legitimation 224–225
– Einordnung als „Personenmehrheit“
139

– Funktion 143
Steuergerechtigkeit 284–286, 294–296
– siehe auchGrundrechte
– siehe auch Leistungsfähigkeitsprinzip
– siehe auch Steuerrecht
– Begriff 284–285, 294
– horizontale 285, 294
– vertikale 285–286, 295–296
Steuerrecht 246–329, 647–739
– siehe auch Beiträge
– siehe auch Einkommensteuerrecht
– siehe auch Finanzverfassungsrecht
– siehe auchGebühren
– siehe auchGewerbesteuerrecht
– siehe auch Individualbesteuerungs-
grundsatz

– siehe auch Körperschaftsteuerrecht
– siehe auch Korrespondenzprinzip
– siehe auch Leistungsfähigkeitsprinzip
– siehe auch Rechtsnachfolge
– siehe auch Sonderabgaben
– siehe auch Steuerstaatsprinzip
– siehe auchUmsatzsteuerrecht
– siehe auch Vorzugslasten
– Abgrenzung zu anderen Abgaben
249–251, 647–649

– Angehörigenverträge 718
– Außensteuerrecht 722, 724
– Begriff 248–249
– Demokratieprinzip 319–321, 688–690
– Ehegattensplitting 326, 658–661, 667,
676, 688, 705, 713
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– Eigentumsgarantie (Art. 14 Abs. 1 GG)
190, 262, 313–314, 686, 710

– einfaches Recht 251–256, 649–655
– Eingriffsrecht 253–254, 653–654
– Entscheidungsfreiheit 326–328,
674–677, 693–695

– erhöhter Grundrechtsschutz 714–716
– Familienbesteuerung 656–670, 704–707,
712–714, 717–719

– Familiensplitting 665–666, 669
– Gesellschaftsbesteuerung 680–686,
707–712, 712–714, 719–729

– Gesetzgebungskompetenz 230, 248, 290
– gesonderter Tarif 719
– gewöhnlicher Aufenthalt 738
– Hinterbliebenenrente 771–773, 791–792
– Individualbezogenheit 246–329
– Internationales Steuerrecht 255–256,
654–655

– Kinder, Kinderfreibetrag, Kindergeld
661–666, 705, 769–771

– Kirchensteuerrecht 91, 131
– Lenkungssteuern 327–328
– Mitgliedschaft in „Personenmehrheit“
655–680

– Mitwirkungspflichten 252, 254,
328–329, 569

– „Personenmehrheiten“ als Steuerpflich-
tige 680–697

– „personenmehrheitsbezogene“ Begriffe
650–653

– Rechtsstaatsprinzip 315–316, 687–688
– Sozialstaatsprinzip 316, 672–673
– Steuerarten 254–255, 654
– Steuern als Preis der Freiheit 190, 248
– Steuerrechtfertigung 190, 248, 323, 692
– Überindividualbezogenheit 647–739
– Umwandlungssteuerrecht 694, 709, 714,
735

– Unternehmensumstrukturierungen 675,
694, 735–736

– Verantwortung 323–326, 672–674,
690–693

– Verfahrensrecht 328–329, 738–739
– Verhältnis zum Sozialrecht 335–337,
746–748, 764–766

– Verhältnis zum Zivilrecht 252–253, 256,
649–650, 650–653

– verminderter Grundrechtsschutz
714–716

– Willens- und Wissenszurechnung
701–703

– Wohnsitz 738
Steuerstaatsprinzip
– siehe auchGrundpflichten
– siehe auch Individualbesteuerungs-
grundsatz

– siehe auch Leistungsfähigkeitsprinzip
– siehe auch Steuerrecht
– siehe auch Verantwortung
– Aufgabenerfüllungsverantwortung des
Staats 322–323, 672–673, 691–692

– Begriff 188–190, 246–247
– Eingriffsrechtfertigung 189–190
– Finanzierungsverantwortung der
Steuerpflichtigen 323–326, 673–674,
692

– Flucht aus der Verantwortung 692–693
– Grundpflichten 188–190
– Polizei- und Sicherheitsrecht 362
– Steuerrechtfertigung 190, 248, 323
– Verfassung des Freistaats Bayern 188
– Weimarer Reichsverfassung (WRV) 188,
324

Steuerstaat, siehe Steuerstaatsprinzip
Strafrecht
– siehe auchOrdnungswidrigkeitenrecht
– siehe auch Polizei- und Sicherheitsrecht
– Abgrenzung zum Ordnungswidrig-
keitenrecht 353

– Abgrenzung zum Polizei- und Sicher-
heitsrecht 352–354, 794–795, 817–821

– dogmatisches Eigenleben 353
– öffentliches Recht 353
– Schuldprinzip 352–354, 818
– sozial-ethisches Unwerturteil 817–818,
820

– strafrechtlicher Schutz von „Personen-
mehrheiten“ 821

– Überindividualbezogenheit 818–819
– Unternehmenstrafrecht 819–821

Typologie 91–101, 610–621
– siehe auch „Personenmehrheiten“
– Normadressat 9, 17
– Nutzen 91–92
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– rechtliche Verfestigung und Verselbstän-
digung sowie Rechtspersönlichkeit 93,
94–95

– „Typ 1“-„Personenmehrheiten“ 92–94,
620

– „Typ 2“ -„Personenmehrheiten“ 94–96,
620–621

– Typen von „Personenmehrheiten“ 92–96
– typenübergreifende Fragestellungen
96–101

Überindividualbezogenheit bzw. über-
individualbezogene Erweiterungen der
Rechtsordnung 371–644, 645–838

– siehe auchGrundrechte
– siehe auch Individualbezogenheit bzw.
individualrechtliche Prägung der
Rechtsordnung

– siehe auch „Personenmehrheiten“
– siehe auch Polizei- und Sicherheitsrecht
– siehe auch Rechtsbereiche
– siehe auch Rechtsordnung
– siehe auch Schutzdefizite, grundrecht-
liche

– siehe auch Sozialrecht
– siehe auch Staatstrukturmerkmale und
Staatszielbestimmungen

– siehe auch Steuerrecht
– siehe auch Verfassungsrecht
– siehe auchWirtschaftsverwaltungsrecht
– allgemein 10–11
– Begriff 371
– einfaches Recht 372–374
– Grundrechte 383–594
– Grundrechtseingriffe in Konstellationen
mit Überindividualbezug 435–441,
635–644

– Menschenbild des Grundgesetzes 396–398
– Schutzdefizite, grundrechtliche
434–435, 489–555

– Spektrum der Überindividualbezogen-
heit 383

– Verantwortung 378, 613–616
– Verfahrensrecht 378–380
– Verfassungsrecht 374–382
Umsatzsteuerrecht
– siehe auch Individualbesteuerungs-
grundsatz

– siehe auch Leistungsfähigkeitsprinzip
– siehe auch Steuerrecht
– Individualbesteuerungsgrundsatz
274–276

– Leistungsfähigkeitsprinzip 310–312
– Überindividualbezogenheit 679–680,
696–697

UN-Menschenrechtscharta
– siehe auchGrundrechte
– siehe auchMenschenrechte
– Grundrechte 171
Ungehorsam, ziviler
– siehe auch Bewegungen, soziale
– allgemein 112
Unionsrecht
– siehe auch Europäische Union (EU)
– siehe auchGrundrechtecharta
– siehe auchUnionsrechtgrundrechte
– Anwendungsvorrang 155
Unionsgrundrechte
– siehe auch Europäische Union (EU)
– siehe auchGrundrechte
– siehe auchGrundrechtecharta
– siehe auchUnionsrecht
– Individualbezogenheit 165–166, 202
Universitäten
– allgemein 91
– Freiheit von Forschung und Lehre
(Art. 5 Abs. 3 GG) 91, 433, 473, 476

– Grundrechtsträgerschaftserweiterung
(Art. 19 Abs. 3 GG) 476

Unternehmen 132–135
– siehe auchUnternehmerfreiheit
– Einordnung als „Personenmehrheit“
132–134

Unternehmerfreiheit
– siehe auch Berufsfreiheit (Art. 12
Abs. 1 GG)

– siehe auchGrundrechte
– siehe auchGrundrechtsträgerschafts-
erweiterung (Art. 19 Abs. 3 GG)

– siehe auch Vereinigungsfreiheit (Art. 9
Abs. 1 GG)

– Abgrenzung zur Berufsfreiheit
425–427

– Abgrenzung zur Vereinigungsfreiheit
425–427

– Herleitung 426, 486, 830
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– Unionsgrundrecht (Art. 16 GrCh) 425,
453–454, 486

Unternehmenssteuerrecht
– siehe auch Einkommensteuerrecht
– siehe auchGesellschaften (zivilrechtlich)
– siehe auchGewerbesteuerrecht
– siehe auch Kapitalgesellschaften
– siehe auch Körperschaftsteuerrecht
– siehe auch Personengesellschaften
– siehe auch Steuerrecht
– siehe auchUmsatzsteuerrecht
– Dualismus der Unternehmensbesteue-
rung 686, 707–712, 719, 830

– Gesellschaftsbesteuerung 680–686,
707–712, 712–714, 719–729

– Umwandlungssteuerrecht 694, 709, 714,
735

– Unternehmensumstrukturierungen 675,
694, 735–736

Verantwortung 231–239
– siehe auch Sonderabgaben
– siehe auch Steuerstaatsprinzip
– Begriff 231–234
– Begünstigter 236, 238–239, 615–616
– Beziehungsgeflecht 234–236
– Gegenstand 235–236, 238, 615
– Individualbezogenheit 237–239
– Polizei- und Sicherheitsrecht 362, 807
– rechtliche Dimension 236–237
– Sozialrecht 348–351, 779–784
– Steuerrecht 322–326, 672–674, 690–693
– Träger 235, 237–238, 614–615
– Überindividualbezogenheit 378,
613–616

– Wirtschaftsverwaltungsrecht 367–368
Verbände 127–128
– siehe auch Parteien, politische
– siehe auch Vereinigungsfreiheit (Art. 9
Abs. 1 GG)

– Bedeutung für politisches System
418–419

– Einordnung als „Personenmehrheit“
127–128

Vereinigungsfreiheit (Art. 9 Abs. 1
GG) 417–427

– siehe auchDoppelgrundrechte
– siehe auchGrundrechte

– siehe auch Kommunikationsgrundrechte
– siehe auch Institutsgarantie
– allgemein 417–427
– Bedeutung der Grundrechtsträger-
schaftserweiterung (Art. 19 Abs. 3 GG)
420–421

– Doppelgrundrecht 420–421, 429
– Institutsgarantie 422–424
– Kommunikationsgrundrecht 410–411,
418

– Vereinigung 422–425
Verfahrensrecht 241–245
– dienendes Recht 241–242, 328, 351, 363,
368, 378, 738, 792, 837

– effektiver Rechtsschutz (Art. 19
Abs. 4 GG) 243

– Fachgerichte 243–244
– Gerichtsverfahren 243–245, 379–380
– Gesetzgebungsverfahren 241, 378–379
– Individualbezogenheit 241–245
– internationale Gerichte 244–245
– Polizei- und Sicherheitsrecht 363
– Rechtsstaatsprinzip 209
– Sozialrecht 351–352, 792–793
– Steuerrecht 328–329, 738–739
– Überindividualbezogenheit 378–380
– Unionsgerichte 244–245
– Verfahrensgrundrechte 217, 242
– Verfassungsgerichte 244
– Verwaltungsverfahren 242–243, 379–380
– Wirtschaftsverwaltungsrecht 368, 837
Verfassungsänderung
– siehe auchMenschenwürdegarantie
– siehe auch Verfassungswandel
– Ewigkeitsklausel 176, 206–207
– Grundrechte 176
Verfassungsrecht
– siehe auch Auslegung
– siehe auchGrundrechte
– siehe auch Staatsgewalt
– siehe auch Staatsstrukturmerkmale und
Staatszielbestimmungen

– Grund für individualrechtliche Prägung
der Rechtsordnung 9–10, 19, 146, 373

– inhaltliche Weite, Offenheit, Unbe-
stimmtheit 6, 177

– Menschenbild des Grundgesetzes
396–398
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– Verhältnis zum einfachen Recht 8–9,
168–169

Verfassungswandel
– siehe auch Verfassungsänderung
– Wandel der Lebenswirklichkeit 502,
510–511, 519–520

Verfestigung, rechtliche 65–68
– siehe auch Abgrenzungskriterien
– siehe auch „Personenmehrheiten“
– siehe auch Verselbständigung, rechtliche
– Gründe 65–67
– Quellen und Qualität 67–68, 70–71
– öffentliches Recht 70–71
– Verhältnis zu Abgrenzungskriterien
68–71

– Verhältnis zu rechtlicher Verselbständi-
gung 75

– Verpflichtung zur Schaffung von
Regelungen über rechtliche Verfesti-
gung 71–72

– Zusammenhang von konzeptioneller
Überindividualbezogenheit der
Grundrechte und rechtlicher Verfesti-
gung von „Personenmehrheiten“
589–592

Versammlungsfreiheit (Art. 8 GG)
410–413

– siehe auchGrundrechte
– siehe auchGrundrechtsträgerschafts-
erweiterung (Art. 19 Abs. 3 GG)

– siehe auch Kommunikationsgrund-
rechte

– siehe auch Versammlungsrecht
– allgemein 410–413, 814–816
– Begriff der „Versammlung“ 814
– virtuelle Versammlungen 816
Versammlungsrecht
– siehe auch Polizei- und Sicherheitsrecht
– siehe auch Versammlungsfreiheit
– Begriff der „Versammlung“ 814
– Durchführung von Versammlun-
gen 814–816

– Gesetzgebungskompetenz 814
– Leiter 815
– Maßnahmen 815
– Verhältnis zum Allgemeinen Persönlich-
keitsrecht (Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1
Abs. 1 GG) 815

– Verhältnis zu rechtlicher Verselbständi-
gung 75

– Verhältnis zum allgemeinen Polizei- und
Sicherheitsrecht 814

– virtuelle Versammlungen 816
Verselbständigung, rechtliche 72–79
– siehe auchMitglieder einer „Personen-
mehrheit“

– siehe auch Verfestigung, rechtliche
– Gründe 73–74
– öffentliches Recht 74–75, 89–91
– Quellen und Qualität 74–75
– Rechtspersönlichkeit 75–76
– Verhältnis zu rechtlicher Verfesti-
gung 75

– Verpflichtung zur Schaffung von
Regelungen über rechtliche Verselbstän-
digung 76–77

Virginia Declaration of Rights
(auch: Virginia Bill of Rights) (1776)

– Grundrechte 171, 175, 176
– Staatszweck 159
Völkerrecht
– siehe auch Europäische Menschenrechts-
konvention (EMRK)

– siehe auchGrundrechte
– Grundrechte 166–167, 454
– Individualbezogenheit 166–167, 202
– Staatlichkeit 155–156
– Überindividualbezogenheit 454
Vorzugslasten
– siehe auch Beiträge
– siehe auch Finanzverfassungsrecht
– siehe auchGebühren
– siehe auch Sonderabgaben
– siehe auch Steuerrecht
– siehe auch Steuerstaatsprinzip

Weimarer Reichsverfassung (WRV)
– Grundpflichten 186, 188
– Grundrechte 172, 173
– Leistungsfähigkeitsprinzip 289–290
– Religionsgemeinschaften 128–132, 488
– Steuerstaat 188, 324, 690
Wesensgehalt der Grundrechte (Art. 19
Abs. 2 GG)

– siehe auch Auslegung
– siehe auchGrundrechte
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– Grenze der Auslegung 552–553
– Grundpflichten 186
Wettbewerb
– siehe auch Konkurrenz
– siehe auchWirtschaftsverwaltungsrecht
– allgemein 135–137
– Wettbewerbs- und Kartellrecht
837–838

Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung
– siehe auch Leistungsfähigkeitsprinzip
– Leistungsfähigkeitsprinzip 298–299
– Verhältnis von sozial- und steuerrecht-
lichen Regelungen 765–765

Widerstandsrecht
– siehe auchUngehorsam, ziviler
– allgemein 112
Wirtschaftsordnung
– siehe auch Rechtsordnung
– siehe auch Schutzdefizite, grundrecht-
liche

– Bezugspunkt zur Begründung des
„Mehrwerts“ von „Personenmehrheiten“
528–531, 539–540

– wirtschaftspolitische Neutralität des
Grundgesetzes 528–531

Wirtschaftsverwaltungsrecht 363–370,
822–838

– siehe auch Berufs- und Wirtschafts-
kammern

– Bankenaufsichtsrecht 833
– Begriff 363–364
– Berufs- und Wirtschaftskammern
368–370, 834–836

– einfaches Recht 364, 364–365, 822–823
– Familienverband 824–825
– freie Berufe 832
– Grundrechte 365–367, 830, 830–831

– Individualbezogenheit 363–370
– Lastengleichheit 366, 830
– Leistungsfähigkeit 366–367, 835–836
– Mitgliedschaft in „Personenmehrheit“
823–825

– „Personenmehrheiten“ als Adressat
wirtschaftsverwaltungsrechtlicher
Regelungen 825–836

– Rechtsstaatsprinzip 367
– Sach- bzw. Systemgerechtigkeit 366
– Typisierungen 366
– Überindividualbezogenheit 822–838
– Verfahrensrecht 368, 837
– verfassungsrechtliche Vorgaben 365–367
– Versicherungsaufsichtsrecht 833–834
– Wettbewerbs- und Kartellrecht 837–838

Zivilgesellschaft, sieheGesellschaft und
Zivilgesellschaft

Zivilrecht
– Bedeutung für das Sozialrecht 331–333,
741–742

– Bedeutung für das Steuerrecht 252–253,
256, 649–650

– Begriff 87
– Internationales Privatrecht 253, 256,
333, 338

Zurechnungsentscheidungen, steuer-
rechtliche 268–269

– siehe auch Individualbesteuerungs-
grundsatz

– siehe auch Leistungsfähigkeitsprinzip
– siehe auch Steuerrecht
– Begriff 268–269
– Leistungsfähigkeitsprinzip 302–305
– Überindividualbezogenheit 697–701
Zusammenfassung (Thesen) 839–851
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